Modellvorhaben nachhaltige Raumentwicklung: Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebene by Kübler, Daniel & Widmer, Céline
Zu
sa
m
m
en
ar
be
it 
au
f 
gr
os
s­
re
gi
on
al
er
 e
be
ne
re
gi
on
al
e 
Zu
sa
m
m
en
ar
be
it
Ko
or
di
na
tio
n 
rä
um
lic
he
r 
fu
nK
tio
ne
n:
 
la
nd
m
an
ag
em
en
t
nu
tZ
en
­la
st
en
au
sg
le
ic
hs
sy
st
em
e
au
fw
er
tu
ng
 u
nd
 in
w
er
ts
et
Zu
ng
 
vo
n 
na
tu
r 
un
d 
la
nd
sc
ha
ft
er
ne
ue
rb
ar
e 
en
er
gi
en
na
ch
ha
lt
ig
er
 lä
nd
lic
he
r 
to
ur
ism
us
nu
tZ
un
gs
po
te
nt
ia
le
 f
ür
 e
in
e 
sie
dl
un
gs
en
tw
ic
Kl
un
g 
na
ch
 in
ne
n
st
ra
te
gi
sc
he
 te
ilg
eb
iet
e 
de
r 
ag
gl
om
er
at
io
ne
n
modellvorhaben nachhaltige raumentwicKlung
Zusammenarbeit auf grossregionaler ebene
   imPressum
Herausgeber
Bundesamt für Raumentwicklung ARE
Autor / -innen
Prof. Dr. Daniel Kübler, Institut für Politikwissenschaft, Universität Zürich 
Céline Widmer, Institut für Politikwissenschaft, Universität Zürich
Projektbegleitung
Jürg Blattner, Sektion Agglomerationspolitik, ARE
Muriel Odiet, Sektion Agglomerationspolitik, ARE
Florian Schuppli, Sektion Agglomerationspolitik, ARE
Sabine Kollbrunner, Regional- und Raumordnungspolitik, SECO
Konzept und Gestaltung
Ideentität GmbH, Bern
Andrej Marffy – Visuelle Gestaltung, Bern
Grundsatz, Bern
Titelbild
IBA Projekt «Stadtquartier DMC in Mulhouse»
Illustration: Reichen et Robert & Associés – 2010
IBA Basel 2020
Die Fotos und Illustrationen sind – falls nicht anders vermerkt – 
von den Projektträgern der Modellvorhaben zur Verfügung gestellt.
Luftbilder: © ESA / Eurimage / swisstopo, NPOC.
Produktion
Rudolf Menzi, Kommunikation ARE
Zitierweise
Bundesamt für Raumentwicklung ARE (Hrsg.) (2013): 
Valorisierung Modellvorhaben Nachhaltige Raumentwicklung: 
Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebene. Bern.
Bezugsquelle
BBL, Verkauf Bundespublikationen, 3003 Bern
www.bundespublikationen.ch
Art. Nr. 812.095.d
In elektronischer Form: www.modellvorhaben.ch
Auch in Französisch und Italienisch erhältlich.
08.2013  1000  860316265
   Vorwort
Unsere Lebensräume werden immer intensiver genutzt. 
Die Bevölkerung wächst, deren Ansprüche an die Raum-
nutzung bleiben hoch. Wir beanspruchen immer mehr 
Ressourcen mit negativen Folgen für die Siedlungs- und 
Landschaftsqualität. Immer mehr Mittel werden in Bau 
und Unterhalt von Infrastrukturen gesteckt. Damit steht 
die Schweiz vor bedeutenden raumplanerischen Heraus-
forderungen. Diese hängen zudem eng mit Entwicklungen 
in Bereichen wie Tourismus, Landwirtschaft oder Energie-
versorgung zusammen. Bis zu einer nachhaltigen räumli-
chen Entwicklung, wie sie auch das Raumkonzept Schweiz 
proklamiert, ist indes noch ein weiter Weg zurückzulegen. 
Für diesen Weg braucht es neue Ansätze. Solche fördert 
der Bund im Rahmen des Programms «Modellvorhaben 
nachhaltige Raumentwicklung». Dabei handelt es sich um 
Projekte von Gemeinden, Kantonen und weiteren Pro-
jektträgern, die neue Strategien, Herangehensweisen und 
Prozesse für eine nachhaltige Raumentwicklung in den 
Bereichen Agglomerationspolitik, nachhaltige Siedlungs-
entwicklung und Synergien im ländlichen Raum erproben. 
Durch ihre Umsetzungsarbeiten stossen sie Lernprozes-
se an, setzen Impulse und bieten anderen Kantonen und 
Gemeinden Inspiration und Anleitung, um eigene Projekte 
umzusetzen. 
Modellvorhaben sind Pilotprojekte oder auch anwendungs-
orientierte Laboratorien. Sie streben nebst einer stärkeren 
Koordination der Sektoralpolitiken auch eine verbesserte 
horizontale und vertikale Zusammenarbeit an. Ihr Erkennt-
nisgewinn soll allen Beteiligten zugute kommen, sowohl 
auf Bundes- wie auch auf Kantons-, Gemeinde- und regio-
naler Ebene. Deshalb werden Vernetzung und regelmässi-
ger Erfahrungsaustausch hoch gewichtet.
In den Jahren 2007 bis 2011 unterstützten das Bundesamt 
für Raumentwicklung (ARE), das Bundesamt für Umwelt 
(BAFU), das Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) und das 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) unter der Federfüh-
rung des ARE 44 Modellvorhaben aus der ganzen Schweiz. 
Ausgewählt wurden die Projekte aufgrund folgender Kri-
terien: Das Projekt muss innovativ sein, eine langfristige 
Wirkung anstreben, einen modellhaften Prozess initiieren 
und der verbesserten sachpolitischen Abstimmung dienen. 
Um die Erfahrungen und Erfolge aus diesen Modell-
vorhaben zugänglich zu machen, hat der Bund eine 
kommentierte Übersicht zu allen 44 Modellvorhaben 
publiziert: «Neue Wege und Allianzen für die nach- 
haltige Raumentwicklung». Einen zusätzlichen Blick auf die 
Projekte bieten fünf thematische Vertiefungsberichte zu den 
Themen «Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebene», 
«Regionale Zusammenarbeit im Stadt-Land-Kontext», «Stra-
tegische Teilgebiete der Agglomerationen», «Nutzungs-
potentiale für die Siedlungsentwicklung nach innen» und 
«Nutzen-Lastenausgleichssysteme». Diese Berichte zeigen 
– wissenschaftlich fundiert – den Stand der Diskussion auf, 
präsentieren Erkenntnisse aus den Modellvorhaben und 
geben Empfehlungen ab. Verfasst wurden sie von Fach-
leuten, die die jeweils zuständigen Bundesstellen für den 
jeweiligen Themenschwerpunkt ausgewählt haben.
Der vorliegende Vertiefungsbericht, der näher auf die fünf 
Modellvorhaben «Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebe-
ne» eingeht, wurde von Professor Daniel Kübler und Céline 
Widmer vom Institut für Politikwissenschaft der Universität 
Zürich verfasst. Er richtet sich an die Behörden von Schwei-
zer Gemeinden, Städten und Kantonen, aber auch an kom-
munale und kantonale Planerinnen und Planer, an Fachleute 
aus der Planungs- und Beratungspraxis, an Beteiligte und 
Partner der Modellvorhaben sowie an alle Interes sierte, die 
sich für die nachhaltige Raumentwicklung engagieren. Der 
Bericht enthält Erkenntnisse und Erfahrungen von fünf Pro-
jekten, diskutiert Nutzen und Übertragbarkeit dieser Modell-
vorhaben, bettet diese Be funde in den wissenschaft lichen 
und praktischen Kontext der Schweizer Agglomerations-
politik ein und formuliert darauf aufbauend Empfehlungen 
für die Weiterentwicklung der Agglomerations politik.
Die Erkenntnisse und Einschätzungen geben die Sicht des 
Verfassers und der Verfasserin wieder und sind nicht als 
Positionspapier des Bundes zu interpretieren. Die Analysen 
und Empfehlungen werden jedoch in die Weiterentwick-
lung der Agglomerationspolitik und der Modellvorhaben 
einbezogen werden. Das Bundesamt für Raumentwicklung 
dankt dem Verfasser und der Verfasserin des vorliegenden 
Berichts für ihre wertvolle Arbeit, die eine wichtige Grund-
lage für die anstehenden Diskussionen sein wird.
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3   zusammenfassung
Der vorliegende Bericht fasst die Erfahrungen folgender 
fünf Modellvorhaben zusammen, die alle auf die Ver-
besserung der Zusammenarbeit in Metropolitanräumen 
und Städtenetzen fokussieren: «Organisationsstruktur im 
AareLand», «IBA Basel 2020 – Lancierungsphase», «Haupt-
stadtregion Schweiz», «Metropolitankonferenz Zürich» und 
«RVAJ – Städtenetz des Jurabogens». Die Bedeutung dieser 
Erfahrungen werden anhand der wissenschaftlichen Dis-
kussion zum Thema metropolitan governance eingeordnet 
und analysiert, der Nutzen der Modellvorhaben diskutiert 
und, darauf aufbauend, formuliert der Bericht Empfehlun-
gen für die Weiterentwicklung der Agglomerationspolitik des 
Bundes im Bereich Governance. 
In der metropolitan governance Debatte stehen sich grund-
sätzlich drei theoretische Modelle zur Zusammenarbeit im 
urbanen Raum gegenüber, die auf unterschiedlichen Prob-
lemdiagnosen und Steuerungs-Philosophien beruhen und 
in der Folge unterschiedliche Handlungsempfehlungen 
für die regionale Koordination nahelegen: Der Metropoli-
tan Reform Ansatz fordert institutionelle Konsolidierung 
durch Gebietsreformen, der New Regionalism zielt auf die 
Verbesserung der Voraussetzungen für Verhandlungen und 
schliesslich sind gemäss dem Public Choice Modell die au-
tonomen Gebietskörperschaften beizubehalten, die Wett-
bewerbsverzerrungen aber zu beseitigen. 
Die Erfahrungen der Modellvorhaben stützen mehrheitlich 
die Annahmen des New Regionalism: freiwillige und flexib-
le Strukturen versprechen eine erfolgreichere Koordination 
im grossregionalen Raum als hierarchische Steuerung. Es 
finden sich aber auch Abweichungen zu den Grundsätzen 
des New Regionalism. Multifunktionale Organisations-
strukturen haben sich als bessere Lösung für die Steue-
rung von städtischen Ballungsräumen herausgestellt als 
monofunktionale Strukturen. Die Erfahrungen der Modell-
vor haben machen zudem deutlich, dass die Zusammen-
arbeit im grossregionalen Raum auch zu interregionalen 
Spannungen führen kann. 
Die Modellvorhaben haben wirksame Anreize für die Zu-
sammenarbeit im grossregionalen Raum gesetzt. Wich-
tiger noch als die finanzielle Unterstützung hat sich die 
fachliche Unterstützung im Rahmen der Modellvorhaben 
erwiesen. Die Beteiligung des Bundes ermöglichte fach-
lichen Austausch zwischen Kooperationsstrukturen, die 
Modellvorhaben profitierten von der Rolle des Bundes 
als aussenstehendem Berater und von der davon ausge-
henden Vernetzung. Die Erfahrungen der Modellvorhaben 
haben gezeigt, dass sich ein Austausch betreffend Orga-
nisationsstrukturen zwischen ähnlichen Handlungsräumen 
bewährt. Modellvorhaben im Bereich der grossregionalen 
Zusammenarbeit können aber auch einen direkten Nutzen 
für den Bund entfalten: Sie ermöglichen einerseits den 
Praxisbezug und stellen andererseits ein Übungsfeld für 
die Zusammenarbeit im Mehr-Ebenen-System dar. Auch 
in Bezug auf das Raumkonzept Schweiz spielen Modell-
vorhaben eine wichtige Rolle. Sie tragen zur diskursiven 
und praktischen Verankerung der Handlungsräume, wie sie 
das Raumkonzept Schweiz vorsieht, bei. 
Es wird in der Folge empfohlen, im Rahmen der Agglome-
rationspolitik des Bundes partnerschaftliches Vorgehen 
stärker zu unterstützen sowie Multifunktionalität, mehr 
Verbindlichkeit in der Zusammenarbeit, kantonales Leader-
ship und den Erfahrungsaustausch zwischen Zusammen-
arbeitsstrukturen zu fördern. Mit der Weiterentwicklung 
der Agglomerationspolitik sollten die Definitionsmacht des 
Bundes stärker ausgenutzt und intra- sowie interregionale 
Spannungen antizipiert werden.
4 1  eInführung Ins thema
 1.1  zusammenarbeiT in insTiTuTionell fragmenTierTen urbanen räumen
Städte haben bereits im 19. Jahrhundert begonnen, über 
ihre Grenzen hinauszuwachsen und sich ins Umland aus-
zudehnen. Weltweit sind die Städte zu Stadtregionen ge-
worden. Gebietsreformen, wie etwa Eingemeindungen, 
konnten mit dieser Entwicklung nicht Schritt halten. Die ad-
ministrativen Grenzen der politischen Gebietskörperschaf-
ten liegen je länger je mehr quer in der Stadtlandschaft. 
In der Schweiz umfassen die städtischen Siedlungsräume 
heute in der Regel eine grosse Zahl von Gemeinden, er-
strecken sich oft auch über kantonale Grenzen und reichen 
zum Teil ins benachbarte Ausland hinein. Stadtregionen 
sind institutionell fragmentierte Gebiete. In der Schweiz ist 
die institutionelle Fragmentierung der Stadtregionen, ver-
glichen etwa mit Deutschland, ziemlich hoch (Hoffmann-
Martinot und Sellers, 2005). 
Mit der 2001 gestarteten Agglomerationspolitik begeg-
nete der Bund den Herausforderungen, die sich durch 
die institutionelle Fragmentierung in urbanen Räumen 
ergibt und begann, eine gesamtschweizerische Poli-
tik des urbanen Raums zu entwickeln. Eines der Ziele 
der Agglomerationspolitik des Bundes ist die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit unter den relevanten Akteu-
ren in den Schweizer Agglomerationen. Dies betrifft in 
erster Linie die staatlichen Behörden – also Gemeinden 
und Kantone, aber in zunehmendem Mass auch nicht-
staatliche Akteure. Zur Erreichung dieses Ziels wurde 
eine Reihe von Instrumenten definiert. Neben der Tripar-
titen Agglomerationskonferenz (TAK, seit 2001) und den 
Agglomerationsprogrammen Siedlung und Verkehr (seit 
2007) sollen auch die Modellvorhaben zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit in den Agglomerationen beitragen. 
In einer ersten Runde von 2002 bis 2007 unterstützte der 
Bund 31 Modellvorhaben (siehe ARE 2010). Unter dem 
Dach «Modellvorhaben Nachhaltige Raumentwicklung» 
wurden in der zweiten Phase von 2007 bis 2010 folgende 
fünf Projekte unterstützt, die auf die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit in Metropolitanräumen und Städtenetzen 
fokussierten:
• «Metropolitankonferenz Zürich»
• «IBA Basel 2020 – Lancierungsphase» 
• «Hauptstadtregion Schweiz»
• «Organisationsstruktur im AareLand»
• «RVAJ – Städtenetz des Jurabogens»
Gemeinsam ist diesen fünf Modellvorhaben, dass sie sich 
um Zusammenarbeitsstrukturen in urbanen Räumen bemü-
hen, die sich über die Grenzen der Gemeinden, aber auch 
über kantonale Grenzen und zum Teil auch über die Landes-
grenzen hinweg erstrecken. Es handelt sich folglich um eine 
Zusammenarbeit in funktionalen Räumen, die es gemäss 
dem neuen Raumkonzept Schweiz zu fördern gilt, welches 
der Schweizerische Bundesrat, die Konferenz der Kantons-
regierungen (KdK), die Schweizerische Bau-, Planungs- und 
Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK), der Schweizerische 
Städteverband (SSV) und der Schweizerische Gemeindever-
band (SGV) 2012 verabschiedet haben. Die Modellvorhaben 
decken sowohl grossstädtisch geprägte Handlungsräume 
(IBA Basel 2020, Hauptstadtregion Schweiz, Metropolitan-
konferenz Zürich), also auch klein- und mittestädtisch geprägt 
Handlungsräume (RVAJ und AareLand) ab. 
Der vorliegende Bericht möchte die Erfahrungen dieser 
fünf Modellvorhaben zusammentragen, um sie für die Ent-
wicklung und die Weiterentwicklung von Strategien und 
Politiken zur Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebene 
auf nationaler und regionaler Ebene nutzbar zu machen. 
Der Bericht behandelt die Erfahrungen der Modellvorha-
ben im Bereich der Zusammenarbeit innerhalb von gross-
regionalen Handlungsräumen; nicht untersucht werden 
Verknüpfungen zwischen urbanen und ländlichen Gebieten 
(siehe dazu ARE 2013). 
5Im Zentrum der Valorisierung der Modellvorhaben Nach-
haltige Raumentwicklung zum Thema «Zusammenarbeit 
auf grossregionaler Ebene» stand ein Roundtable, der im 
Auftrag des Bundesamtes für Raumentwicklung (ARE) am 
2. November 2011 im Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) 
durchgeführt wurde. Teilgenommen haben verantwortliche 
Personen aus Politik, Verwaltung und Projektleitung aller 
fünf Modellvorhaben sowie Vertreterinnen und Vertreter der 
involvierten Bundesämter ARE und SECO (eine Liste mit den 
Teilnehmenden befindet sich im Anhang 7.1). Die Diskussion 
erfolgte entlang von pointierten Thesen, die aus der inter-
nationalen Literatur zum Thema metropolitan governance 
hergeleitet wurden und Antwort geben auf Fragen und 
Probleme im Zusammenhang mit der Zusammenarbeit auf 
grossregionaler Ebene. Die theoretischen Grundlagen sowie 
die Ergebnisse aus dem Workshop wurden in einem Syn-
thesebericht (Kübler und Widmer 2012) festgehalten. Die-
ser bildet die Grundlage für den vorliegenden Bericht, der 
die Erkenntnisse zur Zusammenarbeit innerhalb urbaner, 
grossregionaler Handlungsräume aus den Erfahrungen der 
Modellvorhaben zusammenträgt. Für den vorliegenden Be-
richt wurden zusätzlich mit den Projektverantwortlichen der 
Modellvorhaben sowie mit Begleitpersonen des Bundes er-
gänzende telefonische Interviews geführt (die Liste mit den 
interviewten Personen findet sich im Anhang 7.2).
Der Bericht gibt als erstes eine kurze Übersicht zu den in 
den Valorisierungsprozess einbezogenen Modellvorhaben 
(Kapitel 2). Dabei handelt es sich nicht um eine ausführli-
che Beschreibung der Modellvorhaben, sondern um eine 
Übersicht der wichtigsten Entwicklungsschritte sowie der 
Erfolge und Herausforderungen, die sich für die Zusam-
menarbeit im jeweiligen Handlungsraum ergaben. Eine 
umfassende Beschreibung aller Modellvorhaben findet 
sich in der Broschüre «Neue Wege und Allianzen für die 
nachhaltige Raumentwicklung» (ARE et al. 2013). Kapitel 3 
gibt einen Überblick über die wissenschaftliche Debatte 
zum Thema metropolitan governance, aus der Thesen zur 
Zusammenarbeit im überregionalen Raum hergeleitet wer-
den. Entlang dieser Thesen werden in Kapitel 4 die anläss-
lich des Roundtables zusammengetragenen Erkenntnisse 
und Erfahrungen aus den Modellvorhaben eingeordnet 
und analysiert. Kapitel 5 diskutiert den Nutzen der Modell-
vorhaben. Basierend auf den Erfahrungen der Modellvor-
haben werden Aussagen zum Nutzen der Modellvorhaben 
innerhalb der Region, zur Übertragbarkeit der Erfahrungen 
sowie zum Nutzen für den Bund gemacht. Abschliessend 
folgen in Kapitel 6 Empfehlungen zuhanden des Bundes 
und der Projektträger zur Weiterentwicklung der Agglome-
rationspolitik im Bereich Governance.
 1.2  meThodik und aufbau des berichTs
6 2.1  meTropoliTankonferenz zürich
 2  fünf modellVorhaben zur zusammenarbeIt 
   In grossstädtIsch und kleIn- und mIttelstädtIsch 
   geprägten handlungsräumen
Der Verein Metropolitanraum Zürich will den Metropolitan-
raum Zürich als gemeinsamen Lebens- und Wirtschaftsraum 
stärken und setzt sich zentral für neue Formen der Zusam-
menarbeit in diesem überregionalen Raum ein. Ende 2012 
gehören dem Verein acht Kantone und rund 110 Gemeinden 
sowie 13 assoziierte Mitglieder (Kantone, Städte, Gemeinden 
und Organisationen) an. Das eigentliche Modellvorhaben be-
traf die Aufbauphase der Metropolitankonferenz. Es begann 
2004 (noch im Rahmen der ersten Generation der Modellvor-
haben) und endete 2009 mit der Gründung des Vereins Met-
ropolitanraum Zürich. Im Modellvorhaben wurden mögliche 
Vorgehens-Varianten geprüft: Fusionen, Regionenbildung 
und Konferenzmodell. Letzteres wurde schliesslich weiter 
verfolgt und schrittweise realisiert. Die Organisationsstruk-
tur des Vereins beinhaltet die Metropolitankonferenz mit 
der Kantons- und der Städte-/Gemeindekammer und den 
Metropolitanrat bestehend aus je acht Vertreterinnen und 
Vertretern der Kantons- und der Städte-/Gemeindekammer. 
Ziel des Vereins ist die Verbesserung der Zusammenarbeit 
sowie dem Metropolitanraum Zürich national mehr Gewicht 
zu verleihen und ihn international besser zu positionieren.
Für das Gelingen des Projekts war die Signalisierung von 
Nicht-Dominanz der Kernstadt Zürich sehr wichtig. Durch 
die neue Zusammenarbeitsstruktur ist ein direkter Kontakt 
zwischen Städten und zwischen Kantonen möglich. Wäh-
rend gerade die Koordination zwischen Städten vorher 
über verschiedene Ebenen erfolgen musste, ermöglicht die 
Metropolitankonferenz nun einen direkten Kontakt auch 
über Kantonsgrenzen hinweg. Diese Vermittlung im Mehr-
Ebenen System wird für den Metropolitanraum Zürich als 
sehr wichtig erachtet. Eine Herausforderung für die über-
regionale Zusammenarbeit stellt die Rolle der Gemeinden 
dar. Kleine Gemeinden zweifeln den Sinn der überregiona-
len Zusammenarbeit an, viele Gemeinden sind skeptisch 
gegenüber dem Nutzen des Vereins Metropolitanraum 
Zürich. Schwierigkeiten ergeben sich in der Folge auch 
aus der Entwicklung des Perimeters. Während immer mehr 
Gebietskörperschaften als assoziierte Mitglieder beitreten 
(wie etwa Graubünden oder Basel Stadt) und der Raum 
damit weiter wächst, bilden die Mitglieder auf Gemeinde-
ebene noch ein «Flickwerk».
 der metropolitanraum zürich umfasst im inneren bereich die kantone zürich, schaffhausen, zug sowie Teile der kantone Thurgau, st. gallen,
  aargau, luzern und schwyz. sein erweiterter bereich reicht bis nach süddeutschland, zum vierwaldstätter- und zum Walensee. 
7perimeter metropolitanraum zürich
organisation verein metropolitanraum zürich
Revisionsstelle
Kantone Städte / Gemeinden
Arbeitsgruppen
ag Wirtschaft
ag verkehr
ag gesellschaft
ag lebensraum
Operativer
Ausschuss
wählt
wählt setzt ein
zh Tgsh szzg lusg ag
Metropolitankonferenz
Metropolitanrat
kantonskammer städte- / gemeindekammer
Geschäftsstelle
wählt präsidium
setzt ein
bestimmt vertreterinnen wählt vertreterinnen
entsenden je 1 vertreterin entsenden je 1 vertreterin
ag
lu
zh
Tg
sg
sh
zg
sz
nW
oW
ur
glbe
so
bl
ar
ai
gr
mitglieder des «metropolitanraums zürich» (stand: 2012)
 gemeinde
 mitgliedskanton
 assoziierter kanton
8 2.2  iba basel 2020 – lancierungsphase
Das Modellvorhaben fokussierte auf die Lancierungsphase 
der Internationalen Bauausstellung Basel 2020 (IBA Basel 
2020) und dauerte von 2007 bis 2008. Das Projekt IBA Basel 
2020 ist im Rahmen der langjährigen Zusammenarbeit 
im Trinationalen Eurodistrikt Basel (TEB) entstanden und 
ist unter der Trägerschaft des TEB organisiert. Der TEB ist 
eine der politisch legitimierten Plattformen für die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit im trinationalen Metro-
politanraum Basel. Die Ziele der IBA Basel 2020 betreffen 
zwei unterschiedliche Aspekte: einerseits die Lancierung 
von Projekten mit Modellcharakter und andererseits die 
Entwicklung von Zusammenarbeitsstrukturen sowie die 
Schaffung einer gemeinsamen Problemsicht im Metro-
politanraum. Das übergeordnete Ziel ist die gemeinsame 
Verbesserung der Position der trinationalen Agglomeration 
Basel im internationalen Standortwettbewerb. Das Modell-
vorhaben trug dazu bei, konkrete Fragen zur Durchführung 
der grenzüberschreitenden Internationalen Bauausstel-
lung IBA Basel 2020 zu vertiefen und zu klären und eine 
Geschäftsstelle sowie eine Organisationsform aufzubauen. 
Seit 2010 ist die Geschäftsstelle der IBA Basel 2020 tätig 
und koordiniert den Qualifizierungsprozess der IBA-Projek-
te. Auf den Projektaufruf im Sommer 2011 wurden rund 100 
Projekte eingereicht.
Dass alle drei Länder für die IBA Basel 2020 gewonnen wer-
den konnten, wird als Erfolg gewertet. Damit kommt es zu 
einer ersten wirklich internationalen – bzw. trinationalen – 
Bauausstellung, was international Aufmerksamkeit sichert. 
Eine negative Erfahrung in Bezug auf die Zusammenarbeit 
in diesem überregionalen Handlungsraum war, dass sich 
der Kanton Basel-Landschaft gegen eine Mitfinanzierung 
der ersten Phase ausgesprochen hat. Basel-landschaftliche 
agglomerationsnahe Gemeinden befürworteten hingegen, 
anders als ihr Kanton, eine Beteiligung am Prozess der IBA 
Basel 2020. Grundsätzlich birgt der trinationale Raum auch 
Herausforderungen auf Grund von Koordinations kosten, 
die wegen unterschiedlichen nationalen Rechtssystemen 
entstehen. Auch bezüglich Finanzierung gibt es einen 
grossen Abstimmungsbedarf, speziell im Zusammenhang 
mit INTERREG als Programm der Europäischen territorialen 
Zusammenarbeit.
 der trinationale metropolitanraum basel umfasst die kantone basel-stadt und basel-landschaft sowie Teile der kantone aargau, Jura und solothurn.
 sein erweiterter bereich reicht bis weit nach südbaden (deutschland) und ins elsass (frankreich).
9Thematische fachbeiräte
Teb vorstand
Wissensch. kuratorium (=Jury)
empfehlung iba projekte
iba ausschuss
(Teb und verwaltung der
gebietskörperschaften) konventionen mit externen
iba hochschullabor (studienprojekte,
wissenschaftliche begleitung)
projekt-
realisierung
politischer iba lenkungsausschuss (iba finanzierer)
iba büro (operative leitung)
projektinitiative
zertifizierung und
präsentation des projektes
Iba basel 2020
organisation iba basel 2020
die projektlandschaft der grenzüberschreitenden iba basel 2020 erstreckt sich auf die trinationale agglomeration basel.
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 2.3  haupTsTadTregion schWeiz
Die Hauptstadtregion Schweiz engagiert sich als jüngstes 
der fünf beteiligten Projekte für die Zusammenarbeit im 
grossstädtisch geprägten Handlungsraum der Region Bern. 
Der Projektbeginn des Modellvorhabens war 2009, die Pro-
jektlaufzeit dauerte bis 2010. Der Verein Hauptstadtregion 
Schweiz wurde Ende 2010 gegründet. Die paritätisch or-
ganisierten Mitglieder sind Kantone einerseits, Städte/Ge-
meinden und Regionalorganisationen andererseits. Neben 
den Aktivmitgliedern gibt es auch Passivmitglieder ohne 
Stimmrecht und Beobachter, die einen Beitritt prüfen. Der 
Verein steht noch am Anfang. Er hat sich mit sieben Strate-
gien einen Handlungsrahmen gegeben. Über konkrete Pro-
jekte werden diese Strategien jetzt schrittweise umgesetzt. 
Ein erstes zentrales Projekt galt der Bahninfrastruktur: Die 
Beteiligten haben sich auf eine Liste prioritärer Bahninfra-
strukturprojekte geeinigt. Weitere Projekte thematisieren 
die strategischen Entwicklungsschwerpunkte der Region, 
die Wertschöpfungsketten im Umfeld von Bundesinstitu-
tionen oder den Sprachaustausch. Die Vision des Vereins 
ist es, die Nähe zur nationalen Politik als Standortvorteil 
zu nutzen, ihre Stellung als politisches Entscheidzentrum 
auszubauen und die Region als gleichwertig mit anderen 
Metropolitanregionen zu positionieren. Dies als Reaktion 
auf die Definition der Metropolitanregionen im Entwurf des 
Raumkonzepts Schweiz des Bundes (ARE 2008): Die Region 
Bern wurde nicht als Metropolitanregion definiert, sondern 
musste sich mit dem Rang eines Städtenetzes begnügen. 
In der überarbeiteten Version (Schweizerischer Bundesrat 
et al. 2011) und in der Folge auch in der 2012 von allen Part-
nern verabschiedeten Version des Raumkonzepts (Schwei-
zerischer Bundesrat et al. 2012) wird die Hauptstadtregion 
zusammen mit den Metropolitanräumen der Kategorie der 
grossstädtisch geprägten Handlungsräume zugewiesen.
Die rasche Gründung des Vereins wird als Erfolg gewertet. 
Auch scheinen die Abstützung auf Kantone, Städte und Ge-
meinden sowie der flexible Perimeter für die Durchführung 
von Projekten vielversprechend. Das Erbe des gescheiterten 
Espace Mittelland wird einerseits als Chance wahrgenom-
men, weil von den Erfahrungen profitiert werden kann, und 
gleichzeitig als eine Herausforderung, weil die Hauptstadt-
region zeigen will, dass sie keine Nachfolgerin des geschei-
terten Espace Mittelland ist. Eine weitere Herausforderung 
sind die unterschiedlichen Interessen, Erwartungen und Mit-
wirkungsmotive sowie die kantonal und kommunal geprägten 
Entscheidwege, die dem Erwartungsdruck gegenüber stehen.
 die hauptstadtregion schweiz umfasst im inneren bereich den kanton bern sowie Teile der kantone solothurn, neuenburg, freiburg und Waadt. 
 ihr erweiterter bereich strahlt bis ins Wallis und zur Jurakette aus.
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organisation hauptstadtregion schweiz
perimeter hauptstadtregion schweiz
Kantone
Gewichtete Stimmen 
50%
mitgliederversammlung
unterstützungskomitee
operativer ausschuss
vorstand
geschäftsausschuss
co-präsidium
projektgruppen
parlamentarische gruppe
Thematische kontaktnetze (z.b. verkehr)
kontaktgruppe 
Städte / Regionen
Gewichtete Stimmen 
50%
geschäftsstelle
region
emmental
region
Thun-innerport
bulle
spiez
neuchâtel
agglomerations-
konferenz
brig-visp-naters
region
ober-
aargau
region rsu 
agglomeration 
solothurn
regionalkonferenz
bern-mittelland
district
de la boye agglomération
fribourg
region sense
ar singine
regionalverband see /
association régionale du lac
region 
grenchen-büren
conceil du
Jura bernois
region seeland,
biel / bienne burgdorf
interlaken
unterseen
Thun
bern
matten
regionalkonferenz
oberland ost
langenthal
naters
brig-gilsvisp
solothurn
grenchen
lyss
murten
fribourg-
freiburg
biel-bienne
la chaux-de-
fonds
estavayer-le-lac
ne
fr
vs
be
so
mitglieder:
 kantone be, fr, ne, so, vs
   städte, gemeinden
 regionalorganisationen
 beobachter
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 2.4  organisaTionssTrukTur im aareland
Der polyzentrische Handlungsraum von AareLand umfasst 
die drei Regionen Aarau, Olten und Zofingen und damit 65 
Gemeinden in drei Kantonen. AareLand wurde schon zwi-
schen 2004 und 2007 im Rahmen der ersten Phase der 
Modellvorhaben der Agglomerationspolitik unterstützt, 
als das Projekt noch auf die drei Städte Aarau, Olten und 
Zofingen begrenzt war. Das Modellvorhaben der zweiten 
Phase mit der Projektlaufzeit von 2008 bis 2011 zielt auf 
die Erweiterung der Organisationsstruktur durch die Integ-
ration der Gemeinden und der Regionalplanungsverbände. 
Das Projekt AareLand ist heute als Verein organisiert. Die 
Mitglieder des 2012 formell gegründeten Vereins «Aare-
Land» sind die drei Planungsverbände Region Aarau PRA, 
Regionalverband Olten-Gösgen-Gäu OGG, Regionalverband 
zofingenregio sowie die Kantone Aarau und Solothurn (der 
Kanton Luzern ist nicht Vereinsmitglied, die Zusammenar-
beit erfolgt projektbezogen). Die Mitwirkung der Gemein-
den erfolgt über die drei Regionalorganisationen und über 
das konsultative Organ der «AareLandsGemeinden». Das 
Ziel von AareLand ist die Positionierung als eigener klein- 
und mittelstädtischer Handlungsraum und die Koordination 
und Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen. Mit der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit will man einen 
gemeinsamen Raum entwickeln und diesen auch gegen 
aussen bewerben. Einen wichtigen Aufgabenbereich bildet 
auch die Raumordnungspolitik und dabei insbesondere die 
Mitarbeit am gemeinsamen Agglomerationsprogramm.
AareLand hat eine lange Vorgeschichte mit regelmässigen 
Treffen der Gemeindeammänner. In der Anfangsphase hat 
der Wunsch nach einer «gemeinsamen Aussenpolitik», also 
der Koordination und Wahrnehmung regionaler Interessen 
auf Bundesebene, eine kooperationsfördernde Rolle ge-
spielt. Wichtige Erfolgsfaktoren für die Entwicklung der Zu-
sammenarbeitsstruktur waren die positiven Erfahrungen 
mit den kantonsübergreifenden Plattformen PASO und PAZ, 
die finanzielle Unterstützung durch Bund und Kantone wie 
auch der Einbezug der Kantone als übergeordnete Ebene. 
Die unterschiedliche Gesetzgebung und die unterschiedli-
chen Entwicklungskonzepte der Kantone stellen gleichzeitig 
eine Herausforderung dar für die Zusammenarbeit in diesem 
überregionalen Handlungsraum. Die drei Mitgliedsregionen 
Aarau, Olten und Zofingen sind drei ähnliche Zentren, die 
teilweise auch in Konkurrenz zueinander stehen, da die drei 
Teilräume auch eigene räumlich konfigurierte Interessen zu 
wahren haben. Die Entwicklung von AareLand hat gezeigt, 
dass ein stetiges, aber schrittweises Vorgehen bei der Etab-
lierung von Kooperationsstrukturen zielführend sein kann. Als 
wichtig haben sich dabei der Einbezug aller Partnerinnen und 
Partner sowie die Information und Kommunikation erwiesen.
 der kernraum des aarelands bilden die agglomerationen aarau, olten und zofingen in den kantonen aargau und solothurn. 
 sein erweiterter bereich reicht in den nördlichen Jura, ins limmattal und in richtung luzern.
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organigramm aareland
perimeter aareland
mitglieder/
Trägerschaft
konsultative organe 
des vereins
aarelandsgemeinde
beirat
geschäftsstelleaarelandrat
planungsverband 
der region aargau 
(pra)
regionalverein 
olten gösgen gäu 
(ogg)
regionalverband 
zofingenregio
kanton aargau kanton solothurn
der verein aareland umfasst drei regionen: 
planungsverband region aarau (pra), 
regionalverein olten-gösgen-gäu (ogg),
regionalverband zofingenregio.
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 2.5  rvaJ – sTädTeneTz des Jurabogens
Das Städtenetz des Jurabogens (Réseau des Villes de l‘Arc 
jurassien – RVAJ) engagiert sich seit 1993 für die interkom-
munale und interkantonale Zusammenarbeit innerhalb 
des klein- und mittelstädtisch geprägten Jurabogens. Das 
Modellvorhaben startete 2007, die Projektdauer war bis 
2010 geplant, wurde dann aber bis Ende 2011 verlängert. 
Dank dem Modellvorhaben konnte 2008 ein ständiges 
professionelles Sekretariat eingerichtet werden. Der Peri-
meter des RVAJ erstreckt sich über die vier Kantone Bern, 
Waadt, Neuenburg und Jura. Das RVAJ umfasst folgende 
17 Gemeinden verschiedener Grösse im polyzentrischen 
Handlungsraum Jurabogen: NE: Neuchâtel, Le Locle, Val-de-
Travers, La Chaux-de-Fonds; VD: Yverdon-les-Bains, Orbe, 
le Chenit, Grandson, Sainte-Croix; BE: Bienne, La Neuvevil-
le, Tramelan, Moutier, Saint-Imier, Tavannes ; JU: Delémont, 
Porrentruy. Ziel des RVAJ war von Anfang an, die Region 
wirtschaftlich, kulturell und touristisch zu vermarkten und 
damit den Jurabogen auf kantonaler, nationaler und inter-
nationaler Ebene als Handlungsraum sichtbar zu machen 
und zu profilieren. Bisher war man vor allem im Bereich 
Tourismus erfolgreich.
Die anfängliche Euphorie bezüglich der überregionalen 
Zusammenarbeit hat sich deutlich abgekühlt, nachdem Kon-
kurrenzsituationen innerhalb des Netzwerks aufgetreten 
sind und in der Folge die Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
gesunken ist. Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Region bei 
der Bevölkerung wahrgenommen und von ihr unterstützt 
werden muss. Die Geschäftsstelle, die heute der Organisa-
tion arcjurassien.ch angegliedert ist, verlieh dem RVAJ po-
sitive Impulse. Neben dem Bereich Tourismus gibt es auch 
eine neue Dynamik bei Projekten im Bereich Energie. Das 
Netzwerk versucht auch andere Projekte zu entwickeln, vor 
allem der kulturelle Bereich scheint vielversprechend. Es 
ist eine Herausforderung, dass alle Gemeinden im Projekt 
RVAJ partizipieren. Die Erfahrung hat gezeigt, dass es auf 
kommunaler Ebene eine starke politische Mobilisierung für 
überregionale Zusammenarbeitsformen braucht. Gleich-
zeitig müssen die Kantone, die im Vergleich zu anderen 
Zusammenarbeitsstrukturen eine schwache Rolle einneh-
men, die Anliegen der Gemeinden antizipieren. Schliesslich 
ermöglicht die Zusammenarbeit, dass kleine Gemeinden 
von den Erfahrungen der grossen Gemeinden profitieren.
 zum inneren bereich des Jurabo-gens gehören die kantone Jura und neuenburg, der Waadtländer und der berner Jura sowie einzelne gemeinden des 
 französischen Jura. sein erweiterter bereich reicht aber bis in die kantone basel-landschaft und solothurn und umfasst die französische grenzregion.
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la chaux-de-fonds
le locle
neuchâtel
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bienne
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 mitglied des rvaJ und beteiligt am programm energie
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Aus der zunehmenden Divergenz zwischen der Ausdehnung 
des funktionalen Siedlungsraums und den institutionellen 
Abgrenzungen der Gebietskörperschaften ergibt sich eine 
Vielzahl von Problemen. Das Thema der regionalen Koordina-
tion im städtischen Siedlungsraum findet sich deshalb immer 
wieder auf der politischen Agenda. Aber auch in der Wissen-
schaft ist die stadtregionale Koordination ein Dauerbrenner. 
Seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts streiten sich Gene-
rationen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
aus Regionalökonomie, Stadtsoziologie, Verwaltungs- und 
Politikwissenschaft darüber, wie regionale Koordination in städ-
tischen Ballungsräumen am besten zu bewerkstelligen ist.
Dementsprechend umfangreich ist auch die Literatur zu 
diesem Thema (eine Übersicht bieten etwa Kübler, 2003, 
Savitch und Vogel, 2009). Grundsätzlich ist diese Debatte 
eine Aus einandersetzung zwischen drei verschiedenen 
theore tischen Modellen:
1. Das erste Modell findet sich in der sogenannten Metro-
politan Reform Tradition. Die Autorinnen und Autoren dieser 
Denkschule sehen in der institutionellen Fragmentierung 
der städtischen Siedlungsgebiete das Haupthindernis für 
stadtregionale Koordination. Sie argumentieren, dass die 
hohe Anzahl von kleinräumigen Gebietskörperschaften in 
einer Stadtregion zu Spillovers und Zentrumslasten für die 
Kernstädte führen, zu Ineffizienzen und Doppelspurigkeiten 
bei öffentlichen Dienstleistungen, zu einem Demokratie-
defizit, sowie zu politischen Spannungen aufgrund der 
räumlich-sozialen Entmischung der Wählerbasis. Gemäss 
dieser Sichtweise kann Koordination in Stadtregionen nur 
gelingen, wenn die institutionelle Fragmentierung überwun-
den wird. Somit führt der Weg über Gebietsreformen, d.h. 
Gemeindefusionen, Eingemeindungen, oder die Einrichtung 
einer neuen Staatsebene auf dem Gebiet der Stadtregion. 
Nur in solcherart konsolidierten Institutionen (Metropolitan 
Governments) kann sich gemäss der Metropolitan Reform 
Theorie eine regionale Optik entwickeln. Dank demokrati-
scher Legitimation (z.B. direkt gewählte Entscheidungsträ-
ger) und umfangreichen Kompetenzen und Ressourcen sind 
sie in der Lage, die Interessen der Stadtregion als Ganzes 
auch gegen allfälligen lokalen Widerstand durchzusetzen.
2. Das zweite, sogenannte Public Choice Modell verweist 
demgegenüber auf die positiven Effekte der institutionel-
len Fragmentierung von Stadtregionen. Ausgehend von der 
ökonomischen Theorie der Politik werden hier politische 
Institutionen in erster Linie als Produzenten und die Bürge-
rinnen und Bürger als Konsumenten von öffentlichen Gütern 
begriffen. Die Anhänger dieser Denkschule argumentieren, 
dass politische Gebietskörperschaften miteinander im Wett-
bewerb um Steuerzahlerinnen und Steuerzahler stehen. 
Dieser Wettbewerb führt zu einem starken Effizienzdruck 
und zwingt die Gemeinden zu einer ausgeprägten Bürger-
nähe, denn sonst kehren die Bürgerinnen und Bürger ihnen 
den Rücken («people vote with their feet» (Tiebout, 1956)). 
Gemäss diesem Modell ist eine grosse Anzahl autonomer 
Gebietskörperschaften in Stadtregionen durchaus erstre-
benswert. Koordination zwischen ihnen findet durch die 
unsichtbare Hand des Wettbewerbs statt, welcher sie zur 
freiwilligen Zusammenarbeit anhält, wenn dies sich für sie 
lohnt. Gebietsreformen sind aus dieser Sicht schädlich, denn 
sie reduzieren den Wettbewerb zwischen Gebietskörper-
schaften. Allenfalls befürwortet werden in diesem Modell 
Kompensationsmechanismen wie z.B. Finanzausgleiche, mit 
denen Wettbewerbsverzerrungen beseitigt werden. Auch 
das von Schweizer Forschern entwickelte Konzept der Func-
tional Overlapping Competing Jurisdictions (FOCJ) (Frey und 
Eichenberger, 2001) beruht auf dem Public Choice Modell. 
3. Das dritte Modell, der sogenannte New Regionalism, ist 
neueren Datums. Es baut auf Arbeiten zur politischen Steu-
erung von Mehr-Ebenen-Systemen auf (multi-level gover-
nance). Während das Metropolitan Reform-Modell auf Steu-
erung durch Hierarchie und Zwang setzt und das Modell 
der Public Choice Perspektive gänzlich auf wettbewerbs-
induzierte Selbststeuerung vertraut, begreift der New Regio-
nalism Koordination in Stadtregionen in erster Linie als Ver-
handlungssache. So geht das dritte Modell davon aus, dass 
stadtregionale Koordination vom Willen einer ganzen Reihe 
unterschiedlicher Akteure abhängt. Dabei handelt es sich um 
Behörden verschiedener Staatsebenen (lokal, regional, nati-
onal, international), aber auch um private Unternehmen und 
zivilgesellschaftliche Akteure (NGOs, gemischte Gesellschaf-
ten). Koordination gelingt, wenn diese Akteure sich auf ein 
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gemeinsames Ziel verpflichten, ihre Handlungen an diesem 
Ziel ausrichten und sich dementsprechend untereinander ab-
stimmen. Patentrezepte dafür gibt es nicht. Empirische Unter-
suchungen (vgl. Heinelt und Kübler, 2005) haben gezeigt, dass 
politisches Leadership hilfreich ist, d.h. die Fähigkeit eine zug-
kräftige Vision zu entwickeln und diese überzeugend zu ver-
treten. (In der Regel einigt man sich auf das Ziel, die Position 
der Stadtregion im Standortwettbewerb zu verbessern.) Auch 
(finanzielle) Anreize können eine Rolle spielen, indem sie den 
Kooperationswillen einzelner Akteure befördern. Ebenfalls 
wichtig ist aus dieser theoretischen Perspektive eine partner-
schaftliche Grundhaltung der beteiligten Akteure, denn Einzel-
gängertum oder die Ausübung von Druck und Dominanz 
bedeuten das Ende jeder Verhandlungslösung.
Die drei theoretischen Modelle beruhen somit auf einer 
unterschiedlichen Problemdiagnose und auf grundsätzlich 
anderen Steuerungs-Philosophien, weswegen sie – logischer-
weise – unterschiedliche Handlungsempfehlungen nahe-
legen. (Vgl. Tabelle 1)
Ob nun eines dieser Modelle den anderen überlegen ist 
– darüber scheiden sich die Geister, zumal die empiri-
sche Evidenz nicht klar in die eine oder andere Richtung 
weist (Keating 1995). In der Praxis begegnen sich oft-
mals Elemente aller drei Modelle. So finden sich in der 
Schweiz sowohl Gebietsreformen (z.B. Gemeindefusionen, 
Regional konferenzen), als auch die Kompensation von 
Wettbewerbsverzerrungen unter Gebietskörperschaften 
(z.B. Ausgleich von Zentrumslasten) sowie die Verbesse-
rung der Verhandlungsabläufe im Mehr-Ebenen-System 
(z.B. Tripartite Agglomerationskonferenz) (Kübler und Plüss 
2007). Somit eignen sich die drei theoretischen Modelle 
gut zur Analyse der Erfahrungen mit der grossregionalen 
Zusammen arbeit in der Schweiz.
metropolitan reform new regionalism public choice
Problemdiagnose Institutionelle Fragmentie-
rung ist problematisch
Institutionelle Fragmentie-
rung ist Realität
Institutionelle Fragmentie-
rung ist erstrebenswert
Steuerungs-Philosophie Hierarchie Verhandlung Wettbewerb
Regionale Koordination 
durch …
Institutionelle Konsolidie-
rung durch Gebietsrefor-
men (Eingemeindungen, 
neue Staatsebene)
Verbesserung der Voraus-
setzungen für Verhandlun-
gen (Leadership, Anreize, 
Partnerschaften)
Autonome Gebietskörper-
schaften beibehalten, 
Wettbewerbsverzerrungen 
beseitigen (z.B. Zentrums-
lasten)
Tabelle 1 
Drei theoretische Modelle: Problemdiagnose, Steuerungs-Philosophie, Regionale Koordination
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 4.1  TradiTioneller föderalismus vs. masssTabsWechsel
 4  erkenntnIsse aus den modellVorhaben
these: traditioneller föderalismus gegenthese: massstabswechsel
Die traditionelle föderalistische Struktur ist nach 
wie vor der adäquate Massstab für staatliches 
Handeln.
Die grossregionale Ebene ist der relevante räumliche Massstab für 
staatliches Handeln.
4.1.1  Theorie/Thesen 
Wie im theoretischen Teil dargelegt, vertritt der Public 
Choice Ansatz die Ansicht, dass die durch den bestehen-
den Föderalismus gegebene politische Fragmentierung, 
die bestehende Kompetenzverteilung und die Gemeinde-
autonomie (und der damit verbundene Wettbewerb) die 
beste Lösung für Probleme in Grossagglomerationen bie-
tet (Schneider und Ingram 1997). Demgegenüber ist für die 
Metropolitan Reform Tradition die traditionelle föderalisti-
sche Struktur nicht mehr ein adäquater Massstab für staat-
liches Handeln. Im Sinne der Metropolitan Reform Tradition 
müssten die Interessen der Zentrumsgemeinden stärke-
res Gewicht erhalten (Lefèvre 1998). Auch aus Sicht des 
New Regionalism Ansatzes ist die Agglomeration oder der 
Metropolitanraum die relevante Handlungsebene und es 
braucht neue Steuerungsformen (Savitch und Vogel 2009). 
Im Zuge der Globalisierung sind die Metropol regionen im-
mer wichtiger geworden und werden zunehmend zum 
relevanten Massstab des staatlichen Handelns. Dieser 
Prozess wird als «rescaling» bezeichnet (Brenner 2004). 
Die Interessen der Gemeinden innerhalb einer Metropol-
region würden sich durch den internationalen Standort-
wettbewerb zwischen den Metropolregionen mittelfristig 
aneinander angleichen. In der Verhandlung der Probleme 
brauche es daher keine Gewichtung der Interessen. Aus 
dieser Debatte wurden die in Tabelle 2 aufgeführten Thesen 
abgeleitet und zur Diskussion gestellt.
4.1.2  erkennTnisse aus den modellvorhaben 
Die Erfahrungen der Modellvorhaben zeigen, dass die gross-
regionale Ebene zunehmend als Bezugsrahmen wahrge-
nommen wird. Die Einschätzung, wonach sich die Regionen 
im nationalen und internationalen Wettbewerb nur mittels 
grenzüberschreitenden Kooperationen behaupten können, 
ist weit verbreitet. Die These des Massstabswechsels im 
Zuge des internationalen Standortwettbewerbs (rescaling) 
wird deutlich gestützt. Für die grosse Mehrheit der Dis-
kussionsteilnehmenden stellen die bestehenden Gebiets-
körperschaften aber die insti-tutionellen Grundlagen dar, 
die als unveränderbar betrachtet und als Ausgangspunkt für 
stadtregionale Koordination gesehen werden. Speziell bei 
den hier besprochenen kantonsübergreifenden Handlungs-
räumen werden Gebietsreformen als eher unwahrschein-
lich erachtet. Analog zum New Regionalism Ansatz werden 
folglich neue Steuerungsformen ohne grundlegende institu-
tionelle Reformen begrüsst. Es hat sich aber gezeigt, dass 
die Mitwirkung in grenzüberschreitenden Kooperations-
strukturen von Gemeinden vorerst als zusätzliche Belastung 
wahrgenommen werden kann, vor allem wenn sie den Sinn 
von solchen Kooperationsformen nicht sehen. Verschiedene 
Modellvorhaben haben positive Erfahrungen mit dem Einbe-
zug von Regionen, welche Gemeinden vertreten, gemacht.
Es gibt tatsächlich Anzeichen, dass sich durch neue Zu-
sammenarbeitsformen die traditionellen Hierarchien ver-
flachen. Das zeigt sich etwa daran, dass Vertretungen 
von Kantonen und Städten am gleichen Tisch sitzen und 
«auf Augenhöhe» diskutieren, wie das zum Beispiel ihm 
Rahmen der Metropolitankonferenz Zürich oder im Verein 
Hauptstadtregion Schweiz zu beobachten ist. Indem Ge-
schäfte besprochen werden, die den Handlungsraum als 
Ganzes betreffen, treten Hierarchien in den Hintergrund.
Die Vertreterinnen und Vertreter der Modellvorhaben spra-
chen sich mehrheitlich dafür aus, die unterschiedlichen 
Interessen der Gemeinden im grossregionalen Raum nicht 
zu gewichten. Dass dies die Zusammenarbeit in grenzüber-
schreitenden Räumen vor zusätzliche Herausforderungen 
stellt, wurde zum Beispiel im Rahmen der Diskussion um 
ein Zukunftsbild für das AareLand deutlich, wo sich oft ein 
Gegensatz zwischen den Zentrums- oder den Agglome-
rationsgemeinden und den ländlichen Gemeinden zeigte. 
Die Erfahrungen der Modellvorhaben lassen aber auch 
kritischere Sichtweisen zu, gemäss derer es notwendig ist, 
die unterschiedlichen Interessen der Gemeinden im gross-
regionalen Raum zu gewichten. So gibt es vereinzelt auch 
Stimmen die fordern, dass die föderale Struktur angepasst 
werden soll und – ganz im Sinne des Metropolitan Reform 
Ansatzes – insbesondere die Gemeindeautonomie in Frage 
gestellt wird. Aus dieser Sichtweise brauche es neue insti-
tutionelle Strukturen, welche die Koordination in funktiona-
len Räumen vereinfachen könnten.
Tabelle 2 
Thesen traditioneller Föderalismus vs. Massstabswechsel
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these: multifunktionalität gegenthese: zweckorientierung
Eine multifunktionale Organisationsstruktur mit fixem 
Perimeter ist die beste Lösung für die Steuerung von 
Grossregionen.
Grossregionen können am besten durch verschiedene 
monofunktionale Organisationsstrukturen mit flexiblen 
Perimetern gesteuert werden.
 4.2  mulTifunkTionaliTäT vs. zWeckorienTierung
Aus den Erfahrungen der Modellvorhaben wird deutlich, 
dass die grossregionale Zusammenarbeit eine dauernde 
Auseinandersetzung erfordert mit dem Spannungsfeld 
zwischen dem Beharren auf der föderalistischen Hierar-
chie und dem Bedürfnis nach flexiblen und innovativen Ko-
operationsformen. Dies deutet aber auch darauf hin, dass 
sich der traditionelle Föderalismus verändert. Vor diesem 
Hintergrund erstaunt es nicht, dass den Kantonen mit ihrer 
tragenden Rolle im traditionellen föderalistischen System 
eine wichtige Rolle für den Erfolg von Zusammenarbeits-
strukturen im grossregionalen Raum zukommt. Dies zeigt 
sich etwa beim RVAJ: die Kantone sind in dieser grenz-
überschreitenden Zusammenarbeitsstruktur nicht direkt 
involviert. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass sich der 
Kooperationsprozess zögerlich entwickelt, weil die Kan-
tone nicht eingebunden sind. Auch im Metropolitanraum 
Basel hat sich dieses Spannungsfeld gezeigt, wo sich der 
Kanton Basel-Landschaft im Unterschied zu einigen Basel-
landschaftlichen Gemeinden gegen eine Beteiligung an der 
Finanzierung der IBA Basel 2020 ausgesprochen hat. 
Zusammenfassend halten wir fest, dass sich die 
Beziehungen zwischen den Gebietskörperschaften 
durch die grossregionale Kooperation verändern. 
Eine Veränderung der Kompetenzverteilung und der 
traditionellen Funktionsweisen wird aus Sicht der 
Modellvorhaben als nötig erachtet, besonderes Ge-
wicht erhalten flache Hierarchien zur Vereinfachung 
der Kooperation im Mehr-Ebenen-System. Ohne Ver-
änderung gibt es zu viel Koordinationsaufwand, der 
besonders von kleinen Gemeinden nicht mehr ge-
tragen werden kann. Die These des Massstabswech-
sels trifft folglich zu, jedoch gilt es zu differenzieren: 
Der Massstabswechsel führt nicht notwendigerwei-
se zu Gebietsreformen, bedingt aber Reformen des 
Föderalismus.
4.2.1  Theorie/Thesen 
Bei Zusammenarbeitsstrukturen im städtischen Raum 
stellt sich die Frage, ob sie multifunktional oder mono-
thematisch ausgerichtet sind und ob sie sich auf einen 
fixen oder variablen Perimeter beziehen. In der Literatur 
zur multi-level governance finden sich dazu zwei Ideal-
typen: Hooghe und Marks (2003) unterscheiden zwischen 
allgemeinen Zwecken dienenden, klar gegeneinander 
angegrenzten, dauerhaften Gebietskörperschaften (Typ I) 
und spezifischen Zwecken dienenden Organisationen mit 
überlappenden Mitgliedschaften und flexiblem institutio-
nellen Design (Typ II). Gerade in Bezug auf überregionale 
Politikkoordination ist die Frage interessant, ob die Zu-
sammenarbeit nur ein Politikfeld oder möglichst viele Po-
litikfelder beinhalten soll und ob sie innerhalb eines fixen 
räumlichen Perimeters, oder in einem flexiblen Perimeter 
stattfinden soll, der je nach Bedürfnis erweitert und/oder 
angepasst werden kann. Gemäss den zwei Ideal typen 
kann nur eine einthematische Governanceform einen 
flexiblen räumlichen Bezugsrahmen haben, eine multi-
funktionale Organisationsstruktur schliesst einen flexib-
len Perimeter aus. Dahinter steht die Annahme, dass in 
einer multifunktionalen Zusammenarbeitsstruktur – die 
möglichst alle Politikbereiche umfassen soll – im Unter-
schied zu monofunktionalen Strukturen Abstimmungen 
zwischen Politikbereichen und Ausgleichsmechanismen 
zwischen untergeordneten Gebietskörperschaften mög-
lich sind, jedoch nur, wenn der Zuständigkeitsbereich 
langfristig definiert und fix ist. Daraus haben wir folgende 
Thesen abgeleitet und diskutiert. (Vgl. Tabelle 3)
Tabelle 3 
Thesen Multifunktionalität vs. Zweckorientierung
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4.2.2  erkennTnisse aus den modellvorhaben 
Aus Sicht aller Modellvorhaben sind multifunktionale Or-
ganisationsstrukturen deutlich zu bevorzugen. Es hat sich 
gezeigt, dass Multifunktionalität den Koordinationsauf-
wand reduziert, das Verständnis für grossregionale Pro-
blemstellungen über Politikbereiche hinweg fördert und 
der regionalen Identitätsbildung dient. Letztlich führt eine 
politikübergreifende Zusammenarbeit in Stadtregionen 
zu vernetztem Denken. Projekte in möglichst vielen Be-
reichen können fragile Zusammenarbeitsstrukturen wie 
zum Beispiel im RVAJ stärken. Besonders am Anfang eines 
Kooperationsvorhabens ist gemäss den Erfahrungen der 
Modellvorhaben die Multifunktionalität wichtig, da sie Mög-
lichkeiten und Motive zur Kooperation generiert.
Im Gegensatz zur Theorie deuten die Erfahrungen der Mo-
dellvorhaben nicht auf einen Widerspruch zwischen Mul-
tifunktionalität und flexiblem Perimeter hin. Im Gegenteil 
werden in der Praxis Organisationsstrukturen gelebt, die 
diese beiden Aspekte kombinieren. Der theoretische Ide-
altypus der multifunktionalen Zusammenarbeit geht von 
einer politikbereichsübergreifenden Struktur aus, die alle 
Politikbereiche umfasst. Aus Sicht der Vertreterinnen und 
Vertreter der Modellvorhaben hingegen bedeutet Multi-
funktionalität in diesem Beriech, dass die Zusammen-
arbeitsstrukturen mehr als ein oder zwei Politikbereiche 
umfassen, also zum Beispiel neben den schon oft regional 
koordinierten Bereichen Siedlung und Verkehr auch noch 
Politikbereiche wie Bildung oder Energie. Auch Bereiche 
wie Kultur, Sport, Freizeit oder Wohnen werden für die 
grenzüberschreitende Politikkoordination in Betracht gezo-
gen. In der Diskussion wurde aber deutlich, dass eine alles 
umfassende – im engeren Sinne multifunktionale – Gover-
nance-Form nicht als adäquat erachtet wird. So sieht man 
die Grenzen der Koordination in Bereichen wie der Integra-
tions- oder Sozialpolitik. Diese seien nicht auf grossregio-
naler Ebene zu behandeln. Es kann Wiederstand geben von 
den Gemeinden, die sich in diesen Bereichen in ihrer Au-
tonomie bedroht sehen oder weil Doppelspurigkeiten be-
fürchtet werden. Spannungen zwischen Multifunktionalität 
mit fixem Perimeter und Monofunktionalität mit flexiblem 
Perimeter sind offenbar organisationell gelöst worden: Für 
die überregionale Zusammenarbeit werden – nach dem 
Modell der Berner Regionalkonferenzen – multifunktionale 
Dachorganisationen vorgeschlagen, innerhalb deren Sub-
konferenzen mit technischem Charakter durchaus auch 
einen flexiblen Perimeter haben können. Zum Beispiel wird 
in der Hauptstadtregion die über einen Perimeter definierte 
Vereinsstruktur mit einem projektorientierten Ansatz kom-
biniert: die Mitglieder müssen nur in denjenigen Projekten 
mitwirken, an denen sie ein direktes Interesse haben.
Die Erfahrungen der Modellvorhaben haben gezeigt, dass 
der Bund eine wichtige Rolle spielt bei der Entscheidung, 
ob die grossregionale Zusammenarbeit verschiedene Po-
litikbereiche umfasst oder nicht. Durch die oft monothe-
matische Organisation der Bundespolitik ist es schwierig, 
Anreize zur multifunktionalen Zusammenarbeit zu setzen. 
Das ARE versucht bei Modellvorhaben, keine sektoralpoliti-
schen Vorgaben zu machen und damit die Entstehung multi-
funktionaler Organisationen zu fördern. Dass die Themen 
Siedlung und Verkehr oftmals im Vordergrund stehen, ist 
aber auch auf einen entsprechenden Fokus der Agglome-
rationspolitik des Bundes (speziell in den Agglomerations-
programmen) zurückzuführen, an dem sich auch die Ak-
teure der Modellvorhaben implizit oder explizit orientieren. 
Aber nicht nur beim Bund, auch bei den Kantonen ist die 
Entscheidkompetenz oftmals monothematisch. Welches 
Thema in der überregionalen Struktur Bedeutung erlangt, 
ist daher auch abhängig von der jeweiligen Vertretung im 
entsprechenden Zusammenarbeitsgremium. So fällt all-
gemein auf, dass sich die Zusammenarbeit stark auf die 
Verkehrspolitik fokussiert, obwohl das Interesse an ande-
ren Themen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
durchaus bestehen würde.
Zusammenfassend weisen die Erfahrungen der Mo-
dellvorhaben auf die Vorteile von multifunktionalen 
Organisationsstrukturen hin. Die These der Zweck-
orientierung wird aber insofern gestützt, als dass 
Strukturen, die alle Politikbereiche umfassen, mehr-
heitlich als unrealistisch gesehen werden und man 
keine fixen Perimeter möchte. Damit spiegeln die 
Modellvorhaben auch die im neuen Raumkonzept 
Schweiz vertretene Präferenz für projektorientierte 
Partnerschaften zwischen Gebietskörperschaften 
und damit in der Tendenz für eine freiwillige, nicht 
themenübergreifende Zusammenarbeit.
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4.3.1  Theorie/Thesen 
Auf die Frage, wie die Zusammenarbeit im grossregionalen 
Raum gesteuert werden soll, gibt es aus theoretischer Per-
spektive wiederum zwei sehr unterschiedliche Positionen. 
Auf der einen Seite verspricht eine hierarchisch strukturierte 
Zusammenarbeit – Benz (1998) nennt dies «enge Kopplung» 
–, dass Entscheidungen in übergeordneten Ebenen verbind-
lich für die untergeordneten Ebenen gefällt werden können. 
Es muss sich folglich um eine institutionalisierte Organi-
sationsstruktur handeln. Diese dem Metropolitan Reform 
Ansatz zuzuordnende Position basiert auf der Annahme, 
dass demokratische Kontrolle nur in formellen Organisati-
onsstrukturen möglich ist. Aus Sicht des New Regionalism 
Ansatzes ist hingegen eine nicht-hierarchische Organisati-
onsstruktur – eine «lose Kopplung» (Benz 1998) – die beste 
Lösung für die erfolgreiche Koordination im Mehr-Ebenen-
System. Gerade für überregionale Zusammenarbeitsformen 
ist aus dieser Sicht eine freiwillige intergouverne-mentale 
Zusammenarbeit vielversprechend. Denn dabei bleiben die 
kommunalen Akteure verhandlungsfähig. In einem part-
nerschaftlichen Netzwerk von unabhängigen privaten und 
staatlichen Akteuren führen informelle Verflechtungen zu 
regionalen Partnerschaften und zu neuen Steuerungsfor-
men ohne grundlegende institutionelle Reformen. Aus die-
ser Perspektive ermöglicht gerade dieses partnerschaftliche 
Netzwerk gemeinschaftliche Entscheidungsprozesse (Küb-
ler und Schwab 2007). Die direkte demokratische Kontrolle 
wird hingegen als weniger wichtig betrachtet. 
In einer hierarchischen Struktur können untergeordnete 
Ebenen zur Zusammenarbeit gezwungen werden. In Struk-
turen, die auf Selbststeuerung und Freiwilligkeit basieren, 
ist eine positive Haltung der Gemeinden und der Bevölke-
rung gegenüber der grossregionalen Zusammenarbeit eine 
wichtige Voraussetzung. Die in Tabelle 4 abgebildeten The-
sen nehmen diese Aspekte auf.
4.3.2  erkennTnisse aus den modellvorhaben 
Die Beurteilung der Akteure aus den Modellvorhaben fiel 
klar zugunsten einer regionalen Koordination aus, die auf 
Selbststeuerung und Freiwilligkeit basiert. Es hat sich aber 
in den meisten untersuchten Modellvorhaben gezeigt, dass 
das Verständnis für die Notwendigkeit einer übergreifenden 
Zusammenarbeit nicht in allen Gemeinden gleich gross ist 
und es für die Gemeinden oft schwierig ist, die Zusammen-
hänge und das Verständnis für die übergeordneten gross-
räumigen Zusammenhänge herzustellen. Die Erfahrung des 
RVAJ zeigen deutlich, dass grenzüberschreitend organisierte 
Kooperationen deshalb auch vor grossen Herausforderun-
gen stehen: Wenn Gemeinden nicht fähig sind, eine regio-
nale Sichtweise zu entwickeln und nicht zur Teilnahme an 
der Zusammenarbeit gezwungen werden können, gefährdet 
dies die Kooperationsbemühungen in der ganzen Region.
Bei den am Roundtable vertretenen Modellvorhaben handelt 
es sich nicht um hierarchische Zusammenarbeitsstrukturen. 
In einigen Modellvorhaben gibt es aber die Möglichkeit zum 
 4.3  hierarchie und zWang vs. selbsTsTeuerung und freiWilligkeiT
thesen: hierarchie / zwang gegenthesen: selbststeuerung / freiwilligkeit
a) Die Zusammenarbeit in Grossregionen ist dann 
erfolgreich, wenn die Organisation hierarchisch ist. D.h., 
wenn es auf der Ebene der Region eine institutionalisierte 
Organisationsstruktur gibt, die verbindliche Entscheide 
für die unteren Ebenen (Gemeinden, allenfalls Kantone) 
fällen kann.
b) Die demokratische Kontrolle kann nur in formellen 
Organisationsstrukturen gewährleistet werden. 
c) Die Gemeinden sind unfähig, eine regionale Sichtweise 
zu entwickeln. Darum müssen die Kantone die Federfüh-
rung übernehmen. Gemeinden müssen zur Teilnahme 
gezwungen werden können.
a) Die Zusammenarbeit in Grossregionen ist nur dann 
erfolgreich, wenn sie informell, flexibel und freiwillig ist 
und wenn Kantone, Gemeinden und private Akteure als 
gleichberechtigte Initianten und Träger auftreten. Da-
durch bleiben die kantonalen und kommunalen Akteure 
verhandlungsfähig, neue Ideen können sich durchsetzen 
und Politiken lassen sich auf der lokalen Ebene dank 
Verhandlungen erfolgreich implementieren. Politisches 
Leadership kann die Koordination vereinfachen.
b) Ein partnerschaftliches Netzwerk von unabhängigen 
Akteuren ermöglicht gemeinschaftliche Entscheidungs-
findungsprozesse und breite Mitwirkung.
c) Eine positive Haltung der Gemeinden und der Bevöl-
kerung gegenüber Organisationen der grossregionalen 
Zusammenarbeit ist Voraussetzung für den Erfolg der 
Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebene.
Tabelle 4
Thesen Hierarchie und Zwang vs. Selbststeuerung und Freiwilligkeit
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Treffen von Mehrheitsentscheiden (Metropolitankonferenz, 
Hauptstadtregion und AareLand). Die überregionalen Struk-
turen haben allerdings keine Entscheidkompetenz für die 
unteren Ebenen. Ob Mehrheitsentscheide auch umgesetzt 
werden, liegt dann in der Kompetenz der verschiedenen 
eigenständigen Gebietskörperschaften. Mehrheitsent-
scheide werden vor allem am Beginn eines Kooperations-
prozesses als hinderlich beurteilt. Die Erfahrungen der Mo-
dellvorhaben zeigen, dass Selbstverwaltung und freiwillige 
Zusammenarbeit überhaupt erst Kooperation ermöglicht. 
Verbindliche Strukturen werden mehrheitlich als schwer-
fällig wahrgenommen. Von einer flexiblen, freiwilligen 
Koordination verspricht man sich eine grössere Innova-
tionskraft. Grundsätzlich wünscht man sich aber bei be-
stehenden Kooperationsstrukturen mehr Verbindlichkeit. 
Interessant ist das Beispiel AareLand, wo eine Konsultation 
ergab, dass die Gemeindebehörden nicht wünschen, dass 
in der überregionalen Organisation AareLand alle einzelnen 
Gemeinden direkt mitbestimmen können, d.h. Vereinsmit-
glieder sind. Bevorzugt wurde die nun umgesetzte Lösung, 
wo die drei Regionen in der Organisation vertreten sind, 
nicht die Gemeinden. 
Wenn stärker hierarchisch gesteuert werden sollte, müss-
te dazu der Bund finanzielle Anreize geben und zusam-
men mit den Kantonen stärkere Auflagen machen, wie in 
der Diskussion mit den Modellvorhaben deutlich wurde. 
Allerdings ist es fraglich, ob im überregionalen Kontext 
überhaupt Verbindlichkeiten in der Zusammenarbeit ge-
schaffen werden können. Es drängt sich hier wiederum 
eine Differenzierung auf: im überregionalen Kontext ist es 
äusserst schwierig, im Verfahrensbereich Verbindlichkeiten 
zu schaffen aufgrund der grossen kantonalen Autonomie. 
Jedoch zeigen die Erfahrungen der Modellvorhaben, dass 
es auf der Ebene der Massnahmen verbindliche Lösungen 
geben kann, zum Beispiel in der Folge eines überregional 
erarbeiteten Entwicklungs- oder Richtplans. Dies zeigt ex-
emplarisch der Fall in Basel, wo die unter der Trägerschaft 
des TEB trinational erarbeitete Entwicklungsstrategie für 
den Metropolitanraum in verbindliche Planungsgrundlagen 
wie die Richtplanung oder das Basler Agglomerationspro-
gramm einfloss.
Die demokratische Mitwirkung/Kontrolle erfolgt bisher 
indirekt über die existierenden demokratischen Institu-
tionen. Bei den Zusammenarbeitsorganisationen haben 
ausschliesslich staatliche Akteure Einsitz. Einerseits sind 
dadurch die Entscheidungsträger in den Zusammen-
arbeitsorganisationen in ihrem Handlungsspielraum einge-
schränkt und andererseits müssen überregional erarbeitete 
Strategien wie der Richtplan am Schluss durch «normale» 
demokratische Mechanismen abgesegnet werden. Die 
demokratische Legitimierung stellt aus Sicht der Modell-
vorhaben kein Problem dar.
In Bezug auf die demokratische Qualität von Zusammen-
arbeitsformen stellt sich die Frage, wie wichtig für Wähler-
innen und Wähler der bestehenden Gebietskörperschaften 
das Engagement in der grossregionalen Zusammenarbeit 
ist und welche Rolle dabei die Medien spielen. Die Erfah-
rungen der Modellvorhaben zeigen,  dass involvierte Poli-
tiker einen regionalen Wählerauftrag verspüren. Es wurde 
aber auch deutlich, dass die Bevölkerung sehr wenig In-
teresse an diesen neuen Formen der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit zeigt. Dabei spielen auch die Medien 
eine Rolle: Die Organisationen der überregionalen Zusam-
menarbeit kämpfen um Sichtbarkeit, erreichen diese aber 
höchstens über Medienauftritte von einzelnen Personen. 
Es zeigt sich, dass die Medien stark an bisherigen Ge-
bietskörperschaften orientiert sind und deshalb nur einge-
schränkt über regionale Projekte und Strukturen berichten. 
Gemäss dem New Regionalism Ansatz ist politisches Lea-
dership besonders in auf Freiwilligkeit basierenden Zusam-
menarbeitsstrukturen wichtig. Die Erfahrungen der Modell-
vorhaben haben gezeigt, dass es vor allem am Anfang 
Führungsfiguren braucht, wobei es eine Dialektik zwischen 
Führungspersönlichkeiten und Verwaltungsstrukturen gibt.
Zusammenfassend überwiegen gemäss den Erfah-
rungen aus den Modellvorhaben die Vorteile einer 
nicht-hierarchischen und freiwilligen Kooperations-
struktur deutlich. Aber die noch ungenügende Ver-
ankerung in der Bevölkerung, die zum Teil geringe 
Bereitschaft kleiner Gemeinden zur Mitwirkung und 
die fehlende – über indirekte bestehende demokra-
tische Institutionen herausgehende – demokrati-
sche Mitwirkung sind ungelöste Probleme.
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 4.4  äussere anreize vs. selbsTmoTivaTion
4.4.1  Theorie/Thesen 
Gemäss dem Public Choice Ansatz werden die Gemeinden 
von sich aus zusammenarbeiten, wenn sie dadurch Skalen-
effekte erzielen und somit Ressourcen sparen können (vgl. 
das Konzept der FOCJ nach Frey und Eichenberger 2001). 
Das Problem besteht nun darin, dass die Anreize zur Zusam-
menarbeit verzerrt sind, wenn das Prinzip der «fiskalischen 
Äquivalenz» (Olson 1969) – gemäss dem der Kreis der Nutz-
niesser einer staatlichen Leistung mit dem Kreis derjenigen 
übereinstimmen muss, die diese Leistung finanzieren – ver-
letzt ist. Durch die verschiedenen Systeme des Finanz- und 
Lastenausgleichs werden diese Verzerrungen allerdings be-
seitigt, was wiederum die Zusammenarbeit auf freiwilliger 
Grundlage begünstigt. Die Kantone und Gemeinden suchen 
daher auch ohne Anreize von aussen die Zusammenarbeit 
im grossregionalen Raum. Aus Sicht des New Regionalism 
hingegen muss grossregionale Zusammenarbeit auch un-
ter perfekt funktionierendem Lastenausgleich von höheren 
Staatsebenen gefördert werden, konkret: vom Bund. Wenn 
die Zusammenarbeit nur auf Freiwilligkeit beruht – so diese 
Sichtweise – wird sie nie über den kleinsten gemeinsamen 
Nenner hinauskommen. Das muss aber geschehen, wenn 
sich die Stadtregion im internationalen Wettbewerb positi-
onieren soll. Aus diesen Annahmen wurden die in Tabelle 5 
dargestellten Thesen abgeleitet und diskutiert.
4.4.2  erkennTnisse aus den modellvorhaben 
Die Erfahrungen der Modellvorhaben haben gezeigt, 
dass die Selbstmotivation im Vergleich zu Anreizen durch 
den Bund wichtiger ist für die Entwicklung von grenz-
überschreitenden Zusammenarbeitsstrukturen. Die Be-
hauptung, nur dank der Intervention des Bundes hätten 
überhaupt überregionale Kooperationen ihren Anfang ge-
funden, kann nicht aufrecht erhalten werden. AareLand 
wurde zum Beispiel stark durch die Kantone angestossen, 
die Bundesbeteiligung verlieh der Kooperationsstruktur 
jedoch zusätzliche Legitimation. Für das RVAJ waren die 
Anreize durch den Bund hingegen entscheidend für die 
Entstehung der Zusammenarbeitsformen. Grundsätzlich 
haben die Erfahrungen der Modellvorhaben gezeigt, dass 
der Bund mit diesem Instrument wirksame Anreize für die 
Zusammenarbeit gesetzt hat. Dabei war nicht unbedingt 
der finanzielle Beitrag ausschlaggebend – auch wenn dies 
deutlich die Motivation zur Kooperation gesteigert hat. 
Wichtiger noch scheint die Legitimation, die Projekte zur 
überregionalen Zusammenarbeit durch die Beteiligung 
des Bundes erhalten haben. Es stellte sich heraus, dass 
die Präsenz von Bundesvertreterinnen und -vertretern in 
Kooperationsvorhaben einen positiven Einfluss auf den 
Prozess haben kann. Dies hat sich etwa in Rahmen des 
Entstehungsprozess der Metropolitankonferenz Zürich 
deutlich gezeigt. Neben den konkreten Projektbeiträgen 
haben auch Publikationen des Bundes und der TAK eine 
wichtige Rolle in der Entstehung von kantons- und ge-
meindeüberschreitenden Steuerungsformen gespielt. So 
hat die Publikation der TAK über die Zusammenarbeit in 
den Agglomerationen (TAK 2004) Kantone und Gemeinden 
aufgefordert, diesbezüglich aktiv zu werden. Dies zeigte 
auch Wirkung. Ebenso hat die Veröffentlichung des Ent-
wurfs des Raumkonzepts Schweiz (ARE 2008), in der die 
Region Bern nicht in gewünschtem Mass berücksichtigt 
wurde, den Prozess zur Zusammenarbeit im Rahmen der 
Hauptstadt region Schweiz beschleunigt. 
Zusammenfassend wird die These der Selbstmoti-
vation gestützt. Allerdings haben die Erfahrungen 
aus den Modellvorhaben gezeigt – wie dies der New 
Regionalism Ansatz besagt –, dass für eine bessere 
Kooperationsbereitschaft im Metropolitanraum eine 
höhere Regierungsebene Anreize setzen kann und 
dass visionäre Projekte die Bereitschaft steigern, an 
solchen kooperativ mitzuwirken.
these: äussere anreize gegenthese: selbstmotivation
Zusammenarbeit im grossregionalen Raum findet nur 
aufgrund der Anreize durch den Bund statt.
Kantone und Gemeinden im grossregionalen Raum 
arbeiten unabhängig von finanziellen Anreizen durch den 
Bund zusammen, da sich alle Akteure auf jeden Fall einen 
Gewinn durch die Zusammenarbeit versprechen.
Tabelle 5 
Thesen äussere Anreize vs. Selbstmotivation
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 4.5  inTerregionale solidariTäT und sozialer ausgleich vs. 
   WeTTbeWerbsförderungspoliTik
4.5.1  Theorie/Thesen 
Die folgenden Thesen befassen sich mit der Frage, welche 
Auswirkungen von überregionalen Zusammenarbeitsstruk-
turen zu erwarten sind und wer davon profitiert. Der New 
Regionalism Ansatz und besonders die Rescaling Theorie 
postuliert, dass sich Städte im Zuge der Globalisierung in 
einem internationalen Wettbewerb zwischen Stadtregionen 
befinden (Brenner 2004). Um sich in diesem Wettbewerb zu 
behaupten, müssen sich staatliche, halbstaatliche, privat-
wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure zusam-
menraufen, um die politische Steuerung in Metropolitan-
räumen zu verbessern. Diese Kooperationen stehen aber 
letztlich immer im Dienst der Wettbewerbsfähigkeit (Savitch 
und Vogel 2009). Es ist daher anzunehmen, dass über-
regionale Zusammenarbeit in Schweizer Metropolregionen 
zu Spannungen zwischen Stadtregionen führen. Besonders 
kleinere Agglomerationen dürften durch diese Entwicklung 
benachteiligt werden. Weiter kann aus dieser theoretischen 
Perspektive angenommen werden, dass die Ausrichtung an 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit einen Einfluss auf 
den Inhalt der überregional koordinierten Politiken hat. Die 
neuen Governanceformen haben zum Ziel, die Stadt und mit 
ihr den gesamten Metropolitanraum als attraktiven Standort 
für Investitionen zu fördern (Hall und Hubbard 1996). Wohl-
fahrtsstaatliche Interventionen werden dabei als hinderlich 
für das angestrebte Wirtschaftswachstum gesehen (Jessop 
2002). Aus wissenschaftlicher Sicht kann man demzufolge 
vermuten, dass sich eine Wettbewerbsförderungspolitik 
nicht vereinbaren lässt mit Politiken des sozialen Ausgleichs. 
Der These, dass eine ganzheitliche Zusammenarbeit in 
Grossregionen alle Bereiche umfasst, also auch Umvertei-
lungspolitiken, stellen wir daher die provokative Behauptung 
entgegen, dass die überregionale Zusammenarbeit per se 
eine neoli-berale Politik ist, da sie alleine im Dienste der wett-
bewerbsorientierten Standortpolitik steht (Vgl. Tabelle 6).
4.5.2  erkennTnisse aus den modellvorhaben 
Dass die Zusammenarbeit in urbanen Grossräumen in der 
Schweiz allgemein sehr stark an der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit ausgerichtet ist, zeigen die eigenen Be-
schreibungen der Modellvorhaben. Auch der Bericht der 
TAK zu den Ansätzen der schweizerischen Metropolitanpo-
litk macht dies deutlich (TAK 2010). Die Erfahrungen aus den 
Modellvorhaben zur Zusammenarbeit im grossregionalen 
Raum zeigen, dass tatsächlich potentielle Spannungen zwi-
schen grossen und kleineren und mittleren Agglomerationen 
wahrgenommen werden. Die Gründung der Hauptstadtregi-
on Schweiz ist ein gutes Beispiel für das Konkurrenzwahr-
nehmen zwischen den drei grössten Agglomerationen 
Zürich, Basel und Genf einerseits und den anderen Agglo-
merationen andererseits. Diese Spannungen existierten al-
lerdings auch schon vor der Gründung von überregionalen 
Kooperationsstrukturen. Es stellt sich daher die Frage, ob die 
Spannungen durch grossregionale Zusammenarbeit eher 
verstärkt oder eher abgebaut werden. Einerseits können ge-
mäss den Erfahrungen aus den Modellvorhaben durch die 
überregionalen Zusammenarbeitsstrukturen Spannungen 
abgebaut werden – zum Beispiel im Falle der Metropolitan-
konferenz Zürich mit Hilfe von assoziierten Mitgliedschaften. 
Andererseits können, wenn der Bund – etwa im Rahmen 
einer zur Zeit diskutierten «Metropolitanraumpolitik» – die 
vier grossstädtisch geprägten Handlungsräume fördert, 
Spannungen gerade zwischen grossstädtischen Handlungs-
räumen und kleineren und mittleren Agglomerationen auch 
zunehmen. Allgemein lassen die Erfahrungen der Modell-
vorhaben vermuten, dass die Agglomerationspolitik des 
Bundes, indem sie die Organisation in den Handlungsräu-
men stärkt, auch die Konkurrenz zwischen den Handlungs-
räumen verstärkt. Am stärksten äussert sich die Konkurrenz 
zwischen den urbanen Handlungsräumen beim Lobbying 
auf nationaler Ebene in der Verkehrspolitik. 
thesen: Internationale wettbewerbsfähigkeit gegenthesen: Interregionale solidarität/
sozialer ausgleich
a) Die Politikkoordination in Metropolitanräumen dient 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und führt 
folglich zu Spannungen und Konflikten zwischen grossen 
Metropolräumen und kleinen Agglomerationen. 
b) Die Zusammenarbeit in Grossregionen steht alleine im 
Dienste der Wettbewerbsförderungspolitik und ist folglich 
per se eine neoliberale Politik.
a) Die Zusammenarbeit in Grossregionen stellt die inter-
regionale Solidarität nicht in Frage. 
b) Eine ganzheitliche Zusammenarbeit in Grossregionen 
umfasst alle Politikbereiche, also auch Politiken des sozi-
alen Ausgleichs in Agglomerationen 
Tabelle 6 
Thesen internationale Wettbewerbsfähigkeit vs. interregionale Solidarität und sozialer Ausgleich
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Auch wenn aus Sicht der Mehrheit der untersuchten Mo-
dellvorhaben der These der interregionalen Spannungen 
zugestimmt wird, werden diese Spannungen nicht als dra-
matisch wahrgenommen. Dem Schweizer Föderalismus 
wird eine ausgleichende Wirkung zwischen den verschie-
denen Regionen der Schweiz attestiert. Zudem haben 
sich die Metropolregionen im Sinne der interregionalen 
Solidarität bisher in gewissen Bereichen zurückgehalten 
und zum Beispiel nicht gemeinsam gegen die Interessen 
des ländlichen Raums oder der Berggebiete lobbyiert. Die 
Konkurrenz zwischen den Handlungsräumen führt nicht 
zwingend zu Konflikten. Die Konkurrenzsituation kann 
dazu führen, dass die Handlungsräume gegen innen ge-
stärkt werden. So ist zum Beispiel in den beiden klein- und 
mittelstädtisch geprägten Handlungsräumen AareLand 
und Jurabogen eine gewisse «Verteidigungshaltung» ge-
genüber den grossstädtischen Regionen zu beobachten. 
Interregionale Disparitäten werden damit auch als Chan-
ce wahrgenommen: die Gefahr, im Schatten starker Met-
ropolregionen zu stehen, kann die Koordinationsbestre-
bungen auch vorantreiben.
Die Beurteilung der Thesen zur Frage, ob grossregionale 
Zusammenarbeit auch Politiken des sozialen Ausgleichs 
umfassen kann oder per se eine neoliberale Politik verkör-
pert, fällt widersprüchlich aus. Für einige Vertreterinnen 
und Vertreter der Modellvorhaben steht die metropolita-
ne Politik definitiv im Dienste der Wettbewerbsförderung 
und vertritt daher ganz klar ein neoliberales Programm. 
Im Kern gehe es darum, der Stadtregion einen Vorteil zu 
verschaffen und nicht um Ausgleich und Umverteilung. An-
dere sehen in der Wettbewerbspolitik keinen Selbstzweck 
und erhoffen sich auch aus einer neoliberalen Politik so-
zialpolitisch erwünschte Folgen. Die Erfahrungen der Mo-
dellvorhaben haben aber deutlich gezeigt, dass die Frage 
des Ausgleichs (regionalpolitisch und sozialpolitisch) im 
Rahmen von grossregionaler Koordination neu diskutiert 
werden muss. Die Zusammenarbeitsstrukturen bieten auch 
ein Gefäss für solche Diskussionen. Es wäre zum Beispiel 
denkbar, dass in überregionalen Zusammenarbeitsgremien 
Ausgleichsmechanismen andiskutiert werden zwischen 
wachstumsstarken Zonen und strukturschwachen Gebie-
ten, die sich zum Entwicklungsverzicht bereit erklären. 
Bisher finden jedoch keine sozialen Umverteilungspolitiken 
statt und das Beispiel der Metropolitankonferenz Zürich 
zeigt sogar, dass sozialpolitische Projekte wieder aufgege-
ben werden mussten. 
Auch wenn die Möglichkeit für Politiken des sozialen Aus-
gleichs in Agglomerationen folglich kritisch beurteilt wird, 
wünschen sich die Diskussionsteilnehmenden grundsätz-
lich, dass die überregionale Kooperation möglichst viele Po-
litikbereiche abdeckt. Die Diskussion hat aber auch gezeigt, 
dass mangelhafte demokratische Legitimität überregiona-
ler Zusammenarbeitsstrukturen die Kooperationsanstren-
gungen tendenziell auf Politikfelder einschränkt, bei denen 
es um die Verteilung von Gewinnen geht  (z.B. die Stand-
ortförderung) und nicht um die Verteilung von Kosten (z.B. 
die Sozialpolitik). Eine starke Identität als Gemeinschaft ist 
eine wichtige Voraussetzung für die Legitimität von Umver-
teilungsmassnahmen (Scharpf 1999). Auch die Erfahrungen 
der Modellvorhaben zeigen, dass die Wahrnehmung und 
Identifikation der Bevölkerung mit dem Grossraum noch 
nirgends in befriedigenden Massen – wenn überhaupt – 
zu beobachten ist. Aus wissenschaftlicher Sicht lässt sich 
daher vermuten, dass Demokratiemangel in Governance-
formen zu einer Verstärkung der wettbewerbsorientierten 
Agenda führt.
Zusammenfassend halten wir fest, dass die Zusam-
menarbeit im grossregionalen Raum stark an wettbe-
werbsorientierten Politiken ausgerichtet ist. Daraus 
resultiert ein Spannungsfeld zwischen interregiona-
ler Solidarität und sozialem Ausgleich einerseits und 
den wettbewerbsorientierten Zielen der Standortför-
derung andererseits.
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 4.6  faziT zu den Thesen
Mehrheitlich stützen die Erfahrungen der Modellvorhaben 
im Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
die Thesen, die dem New Regionalism zuzuordnen sind. Vor 
allem in Bezug auf die Steuerung der Zusammenarbeit auf 
grossregionaler Ebene verspricht eine nicht-hierarchische, 
freiwillige und flexible Struktur eine deutlich erfolgreiche-
re Koordination als hierarchische Strukturen. Dies ist vor 
dem Hintergrund des starken Schweizer Föderalismus 
nicht erstaunlich und deckt sich mit Befunden aus wissen-
schaftlichen Studien. Die Steuerungsformen in Schweizer 
Agglomerationen sind das Resultat von horizontaler und 
vertikaler Kooperation zwischen bestehenden institutio-
nellen Einheiten, auch unter Einbezug privater Akteure 
(Kübler et al. 2005) und entsprechen damit weitgehend 
den Grundsätzen des New Regionalism. Besonders inter-
essant sind jedoch die gefundenen Abweichungen: So hat 
sich eine multifunktionale Organisationsstruktur als deut-
lich bessere Lösung für die Steuerung von städtischen 
Ballungsräumen herausgestellt als eine monofunktionale 
Struktur. Der gemäss Theorie bestehende Widerspruch 
zwischen Multifunktionalität und flexiblem Perimeter 
konnte in der Praxis offensichtlich gelöst werden. Eine 
Zusammenarbeit nach den Grundsätzen des New Regio-
nalism führt aber auch zu Spannungen zwischen grösse-
ren und kleineren städtischen Räumen. Dieses Dilemma 
zwischen interregionaler Solidarität und wettbewerbs-
orientierter Politik wird auch aufgrund der Erfahrungen 
der Modellvorhaben deutlich.
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Es ist unbestritten, dass mit dem Instrument der Modell-
vorhaben in den grossstädtisch geprägten Handlungs-
räumen Zürich, Basel und Bern und in den polyzentrischen 
Räumen Jurabogen und AareLand die Zusammenarbeit 
im grenzüberschreitenden Raum gestärkt wurde. Mit der 
erfolg reichen Gründung des Vereins Metropolitanraum Zürich 
wurde eine neue Kommunikationsplattform zwischen Kan-
tonen und Gemeinden für den Metropolitanraum Zürich 
etabliert. Im trinationalen Metropolitanraum Basel ist es 
gelungen, den Sitz des IBA-Büros als Zweigstelle des Tri-
nationalen Eurodistricts Basel (TEB) anzusiedeln. Für das 
Städtenetzwerk im Jura konnte ein ständiges Sekretariat 
aufgebaut werden. Auch im AareLand und in der Haupt-
stadtregion wurde jeweils mit der Gründung eines Vereins 
der Prozess des Aufbaus einer Organisationsstruktur für 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit besiegelt. 
Gleichzeitig haben die Erfahrungen der Modellvorhaben 
auch gezeigt, dass in vielen – vor allem kleinen – Gemeinden 
nach wie vor eine Skepsis gegenüber dem Nutzen einer 
grenzüberschreitenden Kooperationsstruktur besteht.
Die Diskussion zur These betreffend der äusseren Anreize 
vs. Selbstmotivation hat schon gezeigt, dass die Modellvor-
haben wirksame Anreize für die Zusammenarbeit gesetzt 
haben. Darüber hinaus stellen sich folgende Fragen, die in 
den Kapitel 5.1 bis 5.3. genauer diskutiert werden: 
• Welche Bedeutung haben finanzielle und fachliche 
 Anreize der Modellvorhaben sowie das «Label» 
 Modellvorhaben? (Kapitel 5.1)
• Sind die Erfahrungen der fünf Modellvorhaben auch 
 auf mögliche andere Projekte im Bereich der gross-
 regionalen Zusammenarbeit übertragbar? (Kapitel 5.2)
• Ergibt sich aus den Modellvorhaben ein Nutzen für 
 die Bundespolitik – speziell für die Agglomerations-
 politik und das Raumkonzept Schweiz? (Kapitel 5.3)
Mit jährlichen Beträgen von rund 30‘000 CHF bis 50‘000 
CHF für die Dauer von 1 bis 4 Jahren fällt die finanzielle 
Unterstützung durch das Instrument des Modellvorhabens 
im Vergleich mit anderen agglomerationspolitischen Mass-
nahmen (z.B. Agglomerationsprogramme) bescheiden aus. 
Das Konzept der Modellvorhaben sieht vor, dass sich nicht 
nur der Bund, sondern auch die beteiligten Kantone, Städte 
und Agglomerationsgemeinden finanziell beteiligen. Wäh-
rend die Finanzierung durch den Bund befristet ist, soll die 
Finanzierung durch die anderen Beteiligten von längerer 
Dauer sein. Die Erfahrungen der Modellvorhaben zeigen, 
dass die finanziellen Beiträge des Bundes nicht irrelevant 
sind für die Förderung von Zusammenarbeitsstrukturen. 
Zwar wären die Metropolitankonferenz Zürich und die Zu-
sammenarbeitsstruktur für die Lancierungsphase der IBA 
Basel 2020 wahrscheinlich auch ohne die finanzielle Un-
terstützung des Bundes im Rahmen der Modellvorhaben 
entstanden. Für das jurassische Städtenetzwerk hingegen 
hätte sich ohne die finanzielle Unterstützung des Bundes 
keine Zusammenarbeitsstruktur etablieren können. So-
wohl für die Hauptstadtregion als auch für die Organisati-
onsstruktur im AareLand war die finanzielle Unterstützung 
zwar wichtig, insgesamt bedeutender war aber die Legiti-
mation, welche die Prozesse durch die Bundesbeteiligung 
erlangten. Nicht zuletzt erlaubte die Finanzierung durch 
den Bund, den Prozess sorgfältig und mit interner und ex-
terner Begleitung aufzugleisen. Allgemein hat sich gezeigt, 
dass die finanziellen Zusagen des Bundes wie beabsichtigt 
eine Signalwirkung haben und anderweitige Finanzierun-
gen auslösen können. Aus Sicht einiger Modellvorhaben 
ist die Weiterführung des Instruments Modellvorhaben 
und die damit verknüpfte finanzielle Unterstützung eine 
zentrale Bedingung für den Fortbestand und die Weiterent-
wicklung der Zusammenarbeitsstrukturen. 
Die fachliche Unterstützung im Rahmen der Modellvor-
haben hat sich von grossem Nutzen für die Verbesserung 
der Zusammenarbeit im grossregionalen Raum erwiesen. 
Einerseits ist damit der – oben bereits erwähnte – fachliche 
Hintergrund gemeint, der im Rahmen der Aufgleisung der 
Agglomerationspolitik des Bundes in verschiedenen Be-
richten aufbereitet wurde (z.B. TAK 2004 und 2006, Schen-
kel et al. 2005). Zweitens kam in mehreren Modellvorha-
ben vor allem der fachliche Erfahrungsaustausch zum 
Tragen, der durch die Beteiligung des Bundes ermöglicht 
wurde. Es hat sich gezeigt, dass die persönliche Mitarbeit 
von Vertreterinnen und Vertretern des Bundes im Prozess 
zur Etablierung von Kooperationsstrukturen auf der Ebe-
ne der Metropolitanräume und der Städtenetzwerke den 
Erfahrungsaustausch gewährleisten und damit auch den 
 5.1  nuTzen innerhalb der region
 5  über den nutzen der modellVorhaben
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Vergleich mit anderen Modellvorhaben ermöglicht. Die Mo-
dellvorhaben profitieren also von der Rolle des Bundes als 
aussenstehendem Berater und von der davon ausgehen-
den Vernetzung. Für den Erfahrungsaustausch zwischen 
den Organisationen der überregionalen Zusammenarbeit 
ist auch die im Rahmen der TAK stattfindende Vernetzung 
der Metropolitanräume wichtig. 
Die Funktion der Modellvorhaben als «Label» wird aus 
Sicht der befragten Vertreterinnen und Vertreter der Mo-
dellvorhaben unterschiedlich beurteilt. Während das La-
bel Modellvorhaben bei den Akteuren im Raum Zürich 
und Basel kaum bekannt war und für den Prozess zur Er-
arbeitung von Zusammenarbeitsstrukturen nicht relevant 
war, war für die anderen in die Untersuchung einbezoge-
nen Modellvorhaben das Label sehr nützlich. Besonders 
wichtig war das Label für den Verein AareLand und das 
Städtenetzwerk im Jurabogen. Mit der Verwendung der 
Bezeichnung Modellvorhaben wurde kommuniziert, dass 
die Bestrebungen in die Bundespolitik eingebettet sind. 
Mit dem Begriff Modellvorhaben wollte der Bund beson-
ders innovative Ansätze, Beispiele und Herangehenswei-
sen fördern. Die Bezeichnung verschaffte damit den Pro-
jekten gegen innen und aussen Legitimation. Besonders 
das RVAJ konnte mit dem Label Modellvorhaben aber 
auch ausdrücken, dass der polyzentrische Handlungs-
raum Jurabogen vom Bund als solcher anerkannt wird, 
und das Projekt erlangte damit eine grössere Sichtbarkeit. 
Dies verdeutlicht den legitimitätsstiftenden Nutzen der 
Modellvorhaben.
Die Untersuchung der fünf Modellvorhaben hat gezeigt, 
dass sich die Erfahrungen zum Vorgehen in allgemeiner 
Form auf andere urbane Räume übertragen lassen. Es 
hat sich aber herausgestellt, dass die Übertragbarkeit vor-
wiegend in Bezug auf ähnlich gelagerte Handlungsräume 
gegeben ist. Einerseits findet ein Austausch zwischen den 
Organisationen für Zusammenarbeit in grossstädtisch ge-
prägten Handlungsräumen statt: Es besteht ein direkter 
Erfahrungstransfer zwischen dem Verein Metropolitan-
raum Zürich und dem Verein Hauptstadtregion Schweiz. 
Ein Beispiel dafür ist, dass der Verein Hauptstadtregion 
Schweiz jetzt auch über einen so genannten operativen 
Ausschuss verfügt. Dies nach dem Vorbild der Metro-
politankonferenz, da es sich gezeigt hat, dass damit die 
Verwaltung erfolgreich in die Zusammenarbeitsstruktur 
eingebunden werden kann. Der Verein Metropolitanraum 
Zürich hat auch mit der Kantons- und Gemeindekammer 
Modellcharakter für schweizerische Ausprägungen der 
Multi-Level-Governance. Es findet aber nicht nur zwischen 
den Regionen Bern und Zürich ein Austausch bezüglich Or-
ganisationsstrukturen statt, sondern auch zwischen dem 
Raum Métropole Lémanique, dem Metropolitanraum Zürich 
und der Hauptstadtregion Schweiz und zwischen dem 
Metropolitanraum Zürich und der Metropolitankonferenz 
Basel, die im Januar 2012 lanciert wurde. Die Erfahrungen 
des trinationalen Metropolitanraum Basels wurden im 
Zusam menhang mit den Agglomerationsprogrammen mit 
der grenzüberschreitenden Region Genf ausgetauscht. Die 
Übertragbarkeit der Erfahrungen im trinationalen Metro-
politanraum ist auch international gegeben durch den Aus-
tausch mit anderen Eurodistricts.
Andererseits werden auch die Erfahrungen des Vereins 
AareLand und des Städtenetzwerks RVAJ bezüglich Aufbau 
und Schaffung einer Organisationsstruktur als übertragbar 
eingeschätzt. Da diese beiden klein- und mittelstädtisch 
geprägten Handlungsräume Ähnlichkeiten in Bezug auf die 
kleinräumige, polyzentrische Struktur aufweisen, wäre es 
möglich, die Erfahrungen zwischen diesen Modellvorha-
ben auszutauschen. Im Unterschied zu den grossstädtisch 
geprägten Handlungsräumen besteht hier offenbar ausser-
halb von Modellvorhaben-Veranstaltungen kein Austausch. 
Ein verstärkter technischer und politischer Austausch 
hätte möglicherweise das Potential, dass wichtige positi-
ve Erfahrungen im Bereich der politischen Motivation und 
der Akzeptanz aus den Entwicklungen im AareLand für die 
Entwicklung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
im RVAJ genutzt werden könnten. Gleichzeitig bietet das 
RVAJ die Möglichkeit, das Konzept des Städtenetzwerks, 
welches zum Beispiel in Deutschland verbreitet ist, auch in 
der Schweiz bekannt zu machen als mögliches Modell für 
die Zusammenarbeit in einem Netz von kleinen bis mittle-
ren Gemeinden, die auf verschiedene Zentren verteilt sind.
Der Austausch betreffend Organisationsstrukturen zwi-
schen ähnlichen Handlungsräumen hat sich offenbar be-
 5.2  überTragbarkeiT
29
währt. Grundsätzlich sind die Herausforderungen, welche 
die grenzüberschreitende Kooperation mit sich bringt, ähn-
lich. Die Erfahrungen der Modellvorhaben deuten aber da-
rauf hin, dass der Übertragbarkeit in andere Handlungsräu-
me Grenzen gesetzt sind. Schliesslich stellt sich die Frage, 
wie Erfahrungen übertragen und damit nutzbar gemacht 
werden können. Eine Möglichkeit ist der direkte Austausch 
zwischen den Modellvorhaben, z.B. im Rahmen von Erfah-
rungsaustauschveranstaltungen. Eine andere Möglichkeit 
bietet sich indirekt (und in Anlehnung an die Ausführungen 
oben) durch das Beiziehen von Beraterinnen und Beratern 
oder durch Vertreterinnen oder Vertreter des Bundes, die 
Erfahrungen aus den einen Modellvorhaben zu den ande-
ren tragen können.
Mit den Modellvorhaben unterstützt der Bund die orga-
nisierte Zusammenarbeit in Stadtregionen und damit die 
Entwicklung von Ansprechpartnern, die den Handlungs-
räumen im Raumkonzept Schweiz entsprechen. Die Bun-
despolitik und speziell die Agglomerationspolitik des Bundes 
profitiert davon, wenn sich die Handlungsräume selbst or-
ganisieren (z.B. indem fachliche Analysen betreffend dem 
Handlungsraum erstellt werden). Das heisst aber auch, dass 
der Bund damit rechnen muss, dass er auch mit stärkeren 
Playern im Verteilkampf um Bundesgelder konfrontiert ist. 
Die Untersuchung hat gezeigt, dass die Modellvorhaben im 
Bereich der grossregionalen Zusammenarbeit einen direkten 
Nutzen für den Bund entfalten. Einerseits ermöglichen sie den 
Praxisbezug: Durch die Beteiligung von Vertreterinnen und 
Vertretern aus ARE und SECO in den Kooperationsprozessen 
können wichtige Erfahrungen für die Agglomerationspolitik 
bezüglich Steuerung im grossregionalen Raum gesammelt 
werden. Dieser Prozess generiert für die nationale Agglome-
rationspolitik sehr wichtiges Know-how. Andererseits stellen 
die Modellvorhaben ein Übungsfeld für die Zusammenarbeit 
im Mehr-Ebenen-System dar. Denn der Fokus der Modellvor-
haben liegt nicht auf hoheitlichem Handeln, sondern auf der 
gleichberechtigten Zusammenarbeit. Es sind nicht nur die 
Kantone und Gemeinden, die zusammen Probleme lösen 
müssen. Auch der Bund ist gefordert, in informellen Gremi-
en mitzuarbeiten. Die Modellvorhaben haben darüber hinaus 
das Potential, andere Bundesämter für grenzübergreifende 
Probleme im urbanen Raum zu sensibilisieren.
 
Die Umsetzung der Modellvorhaben ist eng verknüpft mit 
dem neuen Raumkonzept Schweiz und der damit zusam-
menhängenden Diskussion um die Handlungsräume. Das 
Raumkonzept Schweiz setzt Anreize, in urbanen Räumen 
nicht nur gemäss den föderalistischen Strukturen zu han-
deln. So hat das Raumkonzept Schweiz sicher dazu beige-
tragen, dass sich die Handlungsräume besser organisieren. 
Die Erfahrungen der Modellvorhaben haben allgemein ge-
zeigt, dass bei den Beteiligten das Bewusstsein für funk-
tional zusammenhängende Handlungsräume geschärft 
wurde. Wie erwähnt hat der Entwurf des Raumkonzepts 
Schweiz dazu geführt, dass sich die Region Bern als Haupt-
stadtregion Schweiz konstituierte. Ohne den starken Ein-
satz der Koordinationsplattform AareLand wäre auch das 
AareLand wohl nicht als eigenständiger Handlungsraum 
im Raumkonzept Schweiz aufgenommen worden. Mit den 
durch die Modellvorhaben geförderten Zusammenarbeits-
strukturen konnte zudem auch das Konzept der urbanen 
Handlungsräume bekannter gemacht werden, was un-
ter anderem dazu beitrug, dass das neue Raumkonzept 
Schweiz grundsätzlich positiv aufgenommen wurde. Die 
Modellvorhaben im Bereich der grossregionalen Zusam-
menarbeit können wiederum zur weiteren Konkretisierung 
des Raumkonzepts Schweiz beitragen. Die Modellvorhaben 
verhelfen schliesslich den Handlungsräumen, wie sie das 
Raumkonzept Schweiz vorsieht, zur diskursiven und prak-
tischen Verankerung.
 5.3  nuTzen für den bund
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Für die Zusammenarbeit auf grossregionaler Ebene 
gibt es keine einfachen Lösungen. Die an der vor-
liegenden Valorisierung beteiligten Modellvorhaben 
betreffen entweder die Zusammenarbeit in einem 
metropolitanen Grossraum, der sich über Kantons- 
und im Falle von Basel über Landesgrenzen hinweg 
erstreckt, oder sie betreffen die Zusammenarbeit 
zwischen mehreren kleineren Agglomerationen, 
ebenfalls über kantonale Grenzen hinweg. Damit 
sind die Rahmenbedingungen für Kooperationen be-
sonders schwierig (vgl. Strecker und Arn 2010). Wel-
che Art der regionalen Koordination im städtischen 
Siedlungsraum die beste ist, ist sowohl aus theo-
retischer als auch aus praktischer Perspektive um-
stritten. Ausgehend von den Erkenntnissen aus der 
Diskussion der Thesen zeigen die folgenden Empfeh-
lungen, welche Aspekte bei der Weiterentwicklung 
der Agglomerationspolitik im Bereich Governance 
besonders beachtet werden sollen und in welchen 
Bereichen es noch weiterführender Abklärungen 
bedarf. Besonders wichtig ist es, dass Spannungsfel-
der wahrgenommen werden, die durch die Zusam-
menarbeit auf grossregionaler Ebene entstehen. Für 
die Weiterentwicklung der Agglomerationspolitik ist 
es zentral, dass Widersprüche bewusst werden und 
eine Auseinandersetzung mit ihnen stattfindet. Die 
Empfehlungen richten sich an die für die Agglome-
rationspolitik des Bundes zuständigen Ämter ARE 
und SECO sowie an die Projektträger. Die Empfeh-
lungen richten sich nicht ausschliesslich an Zusam-
menarbeitsprojekte im grossregionalen Raum, sind 
für diese jedoch besonders relevant.
 parTnerschafTliches vorgehen unTersTüTzen
Der funktionale Siedlungsraum hat sich längst über Ge-
meinde- und Kantonsgrenzen hinaus ausgedehnt. Der 
grossregionale städtische Raum ist zunehmend die re-
levante Bezugsebene für staatliches Handeln. In diesem 
Mehr-Ebenen-System erleichtern flache Hierarchien die 
Verhandlungen zwischen den Akteuren der verschiede-
nen Ebenen. Die Erfahrungen der Modellvorhaben ma-
chen deutlich, dass der Erfolg von stadtregionaler Koor-
dination vom Willen unterschiedlichster Akteure abhängig 
ist. Eine partnerschaftliche Grundhaltung der beteiligten 
Akteure ist daher wichtig für eine erfolgreiche Zusam-
menarbeit – speziell in kantonsübergreifenden Stadtre-
gionen. Der Bund und die Projektträger sollten mit den 
Instrumenten der Agglomerationspolitik darauf hin wir-
ken, dass Akteure aller Staatsebenen partnerschaftlich in 
Kooperationsprozesse einbezogen werden.
 mulTifunkTionaliTäT fordern
Aus der Diskussion der Erfahrungen der Modellvorhaben 
ging deutlich hervor, dass eine Organisationsstruktur, 
die neben dem Bereich Siedlung und Verkehr auch noch 
weitere Politikbereiche umfasst, deutliche Vorteile auf-
weist und letztlich auch die Frage des regional- und so-
zialpolitischen Ausgleichs angegangen werden sollte. Der 
Bund ist durch die Vorgaben bezüglich der Trägerschaft 
von Zusammenarbeitsstrukturen mitverantwortlich für 
monothematische Strukturen (vgl. hierzu auch die Emp-
fehlungen zur sektoriellen Zusammenarbeit auf Bundes-
ebene der Evaluation der Agglomerationspolitik, CEAT et 
al. 2010). Wenn die überregionale Zusammenarbeit neben 
der Verkehrspolitik vermehrt auch noch andere Bereiche 
umfassen soll, muss der Bund dies gezielt fördern. Der 
Bund sollte deshalb bei der Weiterentwicklung der Ag-
glomerationspolitik darauf achten, wo Anreize für politik-
bereichsübergreifende Zusammenarbeit gesetzt werden 
können. So wäre zum Beispiel zu prüfen, ob eine multi-
thematische Organisationsstruktur als explizites Kriteri-
um für die Förderung der Modellvorhaben aufgenommen 
werden könnte. Gleichzeitig wird den Projektträgern emp-
fohlen, sich darum zu bemühen, die Zusammenarbeit auf 
weitere Politikbereiche auszudehnen. Bei mehreren Mo-
dellvorhaben wurde dies für verschiedenste Themen an-
gedacht, jedoch in mehreren Fällen nicht weiter verfolgt. 
Schliesslich sollten grossregionale Zusammenarbeits-
organisationen auch als Diskussionsforen genutzt wer-
den, um Instrumente des regional- und sozialpolitischen 
Ausgleichs zu diskutieren.
 mehr verbindlichkeiT in der zusammenarbeiT 
fördern
Obwohl flexible, freiwillige Kooperationsstrukturen im 
überregionalen Kontext vor allem zu Beginn als sinnvoll 
erachtet werden, sind verbindlichere Zusammenarbeits-
strukturen längerfristig wünschenswert (siehe auch TAK 
2004 und 2006). Unverbindliche Kooperationen stossen 
an ihre Grenzen, zum Beispiel, wenn die überregionale 
Sichtweise fehlt. Die Art der Kooperation (hierarchisch, 
nicht-hierarchisch, freiwillig) hat auch einen Einfluss auf 
die Möglichkeiten der politikbereichsübergreifenden Zu-
sammenarbeit: Wenn – wie aus Sicht der Modellvorhaben 
befürwortet – die Zusammenarbeit auf möglichst viele 
Politikbereiche ausgedehnt werden soll, braucht es auch 
ausreichend verbindliche Strukturen. Der Bund sollte da-
her prüfen, wie er zusammen mit den Kantonen Anreize 
für verbindlichere Strukturen setzen kann. Die Verbind-
lichkeit muss dabei nicht zwingend im Verfahrensbereich 
angestrebt werden, sondern kann auch nur den materiellen 
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Bereich betreffen. Ein Beispiel wäre der Bereich der Richt-
planung, wo die in Organisationen der grossregionalen 
Kooperation diskutierten Vorschläge schliesslich durch 
die demokratischen Instanzen verabschiedet werden und 
Verbindlichkeit erlangen. Den Projektträgern wird emp-
fohlen, sich längerfristig an Organisationsmodellen zu ori-
entieren, die verbindliche Kooperationen beinhalten.
 kanTonales leadership anregen
Die Erfahrungen der Modellvorhaben haben gezeigt, dass 
die Kantone eine entscheidende Rolle spielen für das 
Zustandekommen von grossregionaler Zusammenarbeit. 
Diese Erfahrungen decken sich mit den Empfehlungen 
der TAK zur Zusammenarbeit in kantonsübergreifenden 
Agglomerationen (TAK 2006). Erfolgversprechend ist bei 
kantonsübergreifenden Strukturen, wenn Kantone in der 
Trägerschaft eine bedeutende Funktion übernehmen, sie 
müssen aber auch die Bedürfnisse der Gemeinden an-
tizipieren. Dies heisst nicht, dass die Gemeinden nicht 
partnerschaftlich einbezogen werden sollten, die Kanto-
ne müssen aber mehr Verantwortung übernehmen. Die 
Projektträger finden in den Organisationsstrukturen der 
untersuchten Modellvorhaben Beispiele, wie Kantone 
erfolgreich eingebunden werden konnten (z.B: Metropo-
litankonferenz Zürich, AareLand). Für die Weiterentwick-
lung der Agglomerationspolitik muss die Frage geklärt 
werden, mit welchen Instrumenten der Bund dazu beitra-
gen kann, dass die Kantone diese Funktion übernehmen, 
ohne dabei partnerschaftliches Vorgehen zu gefährden.
 erfahrungsausTausch fördern
Das Instrument der Modellvorhaben eignet sich, um Zu-
sammenarbeit auf grossregionaler Ebene anzustossen 
und neue Organisationsformen ins Leben zu rufen oder 
bestehende zu stärken. Es sollte deshalb geprüft werden, 
ob das Instrument auch in Regionen, die noch keine ver-
gleichbaren Zusammenarbeitsstrukturen aufweisen, an-
gewendet werden könnte. Als sehr wichtig hat sich auch 
der Erfahrungsaustausch zwischen den Modellvorhaben 
erwiesen. Am meisten profitieren können Modellvorha-
ben von ähnlich gelagerten Handlungsräumen. Einerseits 
sind hier die Projektträger gefordert, den Austausch zwi-
schen den Geschäftsstellen und auf politischer Ebene zu 
organisieren. Andererseits kann der Bund seine wichtige 
Vernetzungsfunktion zwischen den Modellvorhaben noch 
verstärken. Wichtig sind Erfahrungsaustauschtreffen zu 
allgemeinen oder spezifischen Themen, an denen nicht 
nur Vertretungen der Modellvorhaben teilnehmen, son-
dern auch weitere Partner und Regionen einbezogen wer-
den. Diese Erfahrungsaustausche sollten weitergeführt 
werden, möglichst auch nach Ende der finanziellen Unter-
stützung der Modellvorhaben durch den Bund. Denkbar 
ist, dass der Bund thematische Veranstaltungen organi-
siert und Beteiligte an ehemaligen und aktuellen Modell-
vorhaben sowie weitere Interessierte einlädt. Damit kann 
der Dialog über Zusammenarbeit in metropolitanen Räu-
men gefördert werden.
 definiTionsmachT ausnuTzen
Finanzielle Anreize steigern die Bereitschaft für Koope-
rationen. Die Erfahrungen der Modellvorhaben machen 
aber deutlich, dass nicht nur finanzielle Anreize durch 
den Bund wichtig sind. Ebenso bedeutend ist die Defi-
nitionsmacht des Bundes: Die Beteiligung des Bundes 
kann Projekten der Zusammenarbeit im grossregionalen 
Raum die nötige Legitimation verschaffen. Auch durch 
die Publikation von Berichten, Strategien und visionären 
Projekten kann der Bund die verschiedenen Akteure im 
Mehr-Ebenen-System zu neuen Zusammenarbeitsformen 
motivieren. Dabei ist auch das persönliche Engagement 
in Zusammenarbeitsgremien förderlich. Für die Weiterent-
wicklung der Agglomerationspolitik sollte deshalb die De-
finitionsmacht des Bundes vermehrt ausgenutzt werden. 
Dies bedeutet, dass einerseits neben den finanziellen An-
reizen durch die Instrumente der Agglomerationspolitik 
auch der mögliche Legitimationsgewinn in Wert gesetzt 
werden soll, den Projekte der überregionalen Zusammen-
arbeit durch die Beteiligung des Bundes und das «Label» 
Modellvorhaben erreichen. Und andererseits sollte öfters 
persönliches Engagement von Bundesvertreterinnen und 
-vertretern in Zusammenarbeitsgremien angestrebt wer-
den, zum Beispiel indem Personen aus der Bundesver-
waltung mit Leitungsfunktion an Organisationsentwick-
lungsprozessen teilnehmen. Das ARE als ausgeprägtes 
Querschnittsamt und das für wirtschaftliche Fragestellun-
gen in der Agglomerationspolitik zuständige SECO sind für 
die Begleitung von multifunktionalen Zusammenarbeits-
formen besonders geeignet.
 inTerregionale spannungen Wahrnehmen
Die Erfahrungen der Modellvorhaben haben gezeigt, dass 
Spannungen zwischen grossen Metropolitanräumen und 
kleineren Agglomerationen deutlich wahrgenommen wer-
den. Gleichzeitig dient die Zusammenarbeit in urbanen 
Grossräumen in der Schweiz letztlich der Verbesserung 
der Position der Region im Standortwettbewerb. Der Bund 
muss bei der Weiterentwicklung der Agglomerationspoli-
tik berücksichtigen, dass speziell mit der Förderung von 
überregionaler Zusammenarbeit Spannungen zwischen 
grossen und kleineren urbanen Räumen zunehmend auf-
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treten können. Dabei gilt es auch darauf hinzuweisen, 
dass gerade auch zwischen den Leitideen des Raumkon-
zepts Schweiz (Schweizerischer Bundesrat et al. 2012), 
wonach die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen gestärkt 
werden soll und die Solidarität gelebt werden soll, solche 
Widersprüche bestehen. Für die Weiterentwicklung der 
Agglomerationspolitik empfiehlt es sich daher in geeigne-
ten Gremien zu prüfen, wie den potentiellen Spannungen 
begegnet werden kann, ohne dabei die Bedürfnisse der 
grossregionalen städtischen Räume zu vernachlässigen. 
Auch die Projektträger sollten sich mit intra- und inter-
regionalen Spannungen auseinandersetzen. Das heisst auch, 
dass das Verständnis geschaffen werden muss, dass die 
verschiedenen Regionen voneinander profitieren. Das gilt 
zwischen den grossstädtischen Handlungsräumen und den 
klein- und mittelstädtischen Handlungsräumen genauso wie 
zwischen urbanen Zentren und dem ländlichen Raum. Wenn 
sich auch ländliche Gebiete im weitesten Sinne zu einer 
Metro pole zugehörig fühlen (wie z.B. die Kantone Graubün-
den und Glarus mit dem Status als ständige Beobachter der 
Metro politankonferenz Zürich), wird dies möglich.
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 7  anhang 
Name Funktion Modellvorhaben / Inst.
Marcel Guignard Gesellschaftsvorsitzender ZDA, Stadtammann Aarau,  ZDA
 Präsident des Städteverbandes 
Rainer Frösch Geschäftsstelle AareLand, Leiter Regionalplanung Regionalverband zofingenregio AareLand
Ernst Zingg Stadtpräsident Olten AareLand
Paul Pfister Kantonsplaner AG AareLand / Metropolitankonferenz Zürich
Georg Tobler Geschäftsführer Hauptstadtregion Schweiz seit September 2011 Hauptstadtregion Schweiz
Kurt Fluri Stadtpräsident Solothurn und Nationalrat, Co-Präsident der  Hauptstadtregion Schweiz 
 Hauptstadtregion Schweiz 
André Nietlisbach Generalsekretär der Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Bern Hauptstadtregion Schweiz
Klaus Eberhardt  Bürgermeister Weil am Rhein, Mitglied Politischer Lenkungsaus schuss IBA  IBA Basel 2020
Bettina Kleine-Finke Projektleiterin IBA, Planungsamt Basel-Stadt IBA Basel 2020
Walter Schenkel synergo, Geschäftsführer Verein Metropolitanraum Zürich Metropolitankonferenz Zürich
Brigit Wehrli Direktorin Stadtentwicklung Zürich Metropolitankonferenz Zürich
Anne-Claude Cosandey Cheffe du projet Energie du RVAJ  RVAJ
Yannick Rappan Collaborateur scientifique au RVAJ RVAJ
Hans Stöckli  Conseiller des Etats, Responsable du projet Tourisme du RVAJ RVAJ
Muriel Odiet Bundesamt für Raumentwicklung ARE ARE
Jude Schindelholz Bundesamt für Raumentwicklung ARE ARE
Florian Schuppli Bundesamt für Raumentwicklung ARE ARE
Sabine Kollbrunner Staatssekretariat für Wirtschaft SECO SECO
Daniel Kübler Institut für Politikwissenschaft Universität Zürich, ZDA IPZ
Céline Widmer Institut für Politikwissenschaft, wissenschaftliche Mitarbeiterin IPZ
Name Termin Funktion Modellvorhaben / Inst.
Walter Schenkel 21.11.2012 synergo, Geschäftsführer Verein  Metropolitankonferenz Zürich 
  Metropolitanraum Zürich 
Yannick Rappan 22.11.2012 Collaborateur scientifique au RVAJ RVAJ
Rainer Frösch 22.11.2012 Geschäftsstelle AareLand, Leiter Regionalplanung  AareLand 
  Regionalverband zofingenregio 
Georg Tobler 20.11.2012 Geschäftsführer Hauptstadtregion Schweiz seit 2011 Hauptstadtregion Schweiz
Susanne Fischer 21.11.2012 Abteilungsleiterin Raumentwicklung, Hochbau und  IBA Basel 2020 
  Planungsamt Kanton Basel-Stadt  
Muriel Odiet 12.12.2012 Bundesamt für Raumentwicklung ARE ARE
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RVAJ – Städtenetz des Jurabogens: http://www.arcjurassien.ch/mandat-du-reseau-des-villes-de-larc-jurassien/
 8.2  links
Zu
sa
m
m
en
ar
be
it 
au
f 
gr
os
s­
re
gi
on
al
er
 e
be
ne
re
gi
on
al
e 
Zu
sa
m
m
en
ar
be
it
Ko
or
di
na
tio
n 
rä
um
lic
he
r 
fu
nK
tio
ne
n:
 
la
nd
m
an
ag
em
en
t
nu
tZ
en
­la
st
en
au
sg
le
ic
hs
sy
st
em
e
au
fw
er
tu
ng
 u
nd
 in
w
er
ts
et
Zu
ng
 
vo
n 
na
tu
r 
un
d 
la
nd
sc
ha
ft
er
ne
ue
rb
ar
e 
en
er
gi
en
na
ch
ha
lt
ig
er
 lä
nd
lic
he
r 
to
ur
ism
us
nu
tZ
un
gs
po
te
nt
ia
le
 f
ür
 e
in
e 
sie
dl
un
gs
en
tw
ic
Kl
un
g 
na
ch
 in
ne
n
st
ra
te
gi
sc
he
 te
ilg
eb
iet
e 
de
r 
ag
gl
om
er
at
io
ne
n
modellvorhaben nachhaltige raumentwicKlung
Zusammenarbeit auf grossregionaler ebene
